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UUnd, Ihr Kreuzerl bei den Nationalratswahlen gemacht? Dann hat die 
repräsentative Demokratie Sie ja eben aus Ihrer P!icht entlassen, wird 
sonst böse, wenn Sie nicht wählen gehen und spricht dann von Politik-
verdrossenheit. Verdrossen ist gut: Solange PolitikerInnen für uns reprä-
sentieren, können wir auch schlecht partizipieren. Sicherlich, im Grätzel, 
vielleicht sogar bei kommunalen Budgetfragen, wie Robert Misik in sei-
ner „Fit mach mit“-Story erklärt. Aber gesellscha"liche Probleme lassen 
sich über aktuelle, sehr limitierte Modelle der Partizipation und zivilge-
sellscha"lichen Teilnahme einfach nicht lösen, wie der Netzwerkanaly-
tiker Katzmair und die Citizenship-Forscherin Geißel in Interviews aus-
führen. Was tun? Glauben Sie uns: Politiker zu torten, auch wenn Ihnen 
manchmal danach zumute ist, ist auch keine Lösung. Genauso wenig, wie 
den überall aus dem Boden sprießenden revanchistischen Parteien eine 
Stimme zu geben. Die Frage ist vielmehr, wie wir zu einer echten parti-
zipativen Demokratie kommen, in der auch politische Entscheidungen 
von BürgerInnen getro#en werden. Beteiligungsmodelle werden in den 
$ink Tanks bereits verhandelt, bis zu deren Umsetzung wird es aber 
noch dauern. Solange können sich NGOs und engagierte BürgerInnen 
selbst überlegen, wie sie mit ihren Forderungen Druck auf die Politik aus-
üben. A propos engagierter Bürger: Kerstin Kellermann hat in Linz den 
EURO-Star der Herzen Ivica Vastic getro#en und im sicherlich längsten 
Interview bisher einige kni%ige $emen angesprochen. 

Spannende Momente wünscht
Gunnar Landsgesell

P.S. Schon die nächste Ausgabe dieser beliebten Gazette wird einen neu-
en Titel tragen. Eine Zeitschri" aus dem Baugewerbe in Wien 21, Florids-
dorf, möchte diesen schönen Namen exklusiv behalten. Bleiben werden 
wir aber auf jeden Fall „Die Menschenrechtsgazette von SOS Mitmensch“.

Liebe Leserin
Lieber Leser

Einstieg/MOMENT#13
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Liebe MOMENT-Redaktion, ich 
möchte euch zu eurem Mut gra-
tulieren, soziale Fragen anders 
anzupacken. Arnold Schwarze-
negger auf dem Cover als Wirt-
scha"s!üchtling auszuweisen 
war schon eine interessante Per-
spektive auf ein in der Alltags-
politik eingefahrenes $ema. 
Aber die Reportage aus Ugan-
da war noch besser: Hier wurde 
mal nicht die typische Elendsge-
schichte aus Afrika präsentiert, 
sondern interessante Einblicke 
in die Mittelschicht. Vor allem: 
stimmt, auch die Leute dort wol-
len einfach ein gutes Leben, wie-
so sollte man nur Anspruch auf 
Migration haben, wenn das eige-
ne Leben bedroht ist. Insofern: 

Das Streben nach Glück und et-
was „Luxus“ (im übertragenen 
Sinn) ist eine sehr nachvollzieh-
bare Fluchtgeschichte.
Alles Gute,
Helmut L. aus Wien, per Email

Hallo, die Nachfolgerin des Ro-
ten Wien, die Wiener SPÖ, hat 
sehr viel zur guten Lebensqua-
lität dieser Stadt beigetragen. 
Dass es Entscheidungen gibt, 
die es zu hinterfragen gilt, und 
die aus den klaren Mehrheits-
verhältnissen im Rathaus zu er-
klären sind, darüber hört man 
immer wieder in den Medien. 
Erst die Vergabe des Projekts 
zur Gestaltung des Prater-Por-
tals ist ja abenteuerlich. Aber 

das Spannungsverhältnis zwi-
schen NGOs und der sozialde-
mokratischen Partei in Wien 
hatte ich so bislang noch nicht 
erfahren. Vielleicht erscheint es 
den SP-Granden in Wien etwas 
zu viel verlangt, dass sie ein kri-
tisches Umfeld 'nanzieren, das 
schließlich auch sie selbst kriti-
siert. Aber genau die Verhand-
lung gesellscha"lich umstritte-
ner Felder wäre die Aufgabe der 
Politik. Der Monopolismus ist 
hier einfach fehl am Platz.
Beste Grüße,
Sabrina A., per Email 

Sehr geehrtes Team SOS Mit-
mensch! Am Parkplatz beim 
IKEA in Vösendorf hat mir ei-

ner Ihrer jungen Verkäufer eine 
Zeitung angeboten. Da ich dies 
grundsätzlich als gute Investiti-
on sehe, habe ich ihm eine ab-
gekau". Allerdings hat er da-
nach noch total unverschämt 
nach einem weiteren Euro ge-
fragt!!! In meiner Gutmütigkeit 
hab ich 50 Cent hergegeben und 
musste anschließend noch dis-
kutieren, warum ich nicht einen 
Euro hab‘!!! Ich 'nde es als abso-
lute Frechheit, dass, wenn man 
bereit ist, Geld zu geben, man 
noch um mehr angeschnorrt 
wird! Ich werde beim nächsten 
mal einfach Nein sagen. Ich kau-
fe o" eine Zeitung bei Augustin 
Verkäufern, aber so etwas ist mir 
noch nicht passiert.
Hochachtungsvoll
Brigitte S., per Email

MOMENT kostet in der Kolporta-
ge 2 Euro. Davon geht ein Euro an 
die/den KolporteurIn, 50 Cent an 
die Bunte Zeitung, die die Kolpor-
tage abwickelt, und 50 Cent sind 
zur Finanzierung der Druckkos-
ten. Einen höheren Preis zu ver-
langen ist den KolporteurInnen 
untersagt, falls Sie die Ausweis-
nummer des betre#enden Kol-
porteurs wissen, ersuchen wir Sie, 
uns diese zu übermitteln. Für die 
Ihnen entstandenen Unannehm-
lichkeiten möchten wir uns auf-
richtig entschuldigen und Ihnen 
ein kleines Präsent anbieten. Wir 
ho#en, dass Sie trotz dieser Erfah-
rung weiterhin solidarische Zei-
tungsprojekte unterstützen. 
Mit herzlichen Grüßen, 
die MOMENT HerausgeberInnen
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Wien in 
guten Händen

OHNE AUTO DURCH WIEN
In Wien werden heute mehr Kilometer mit 
Öffi s zurückgelegt als mit dem Pkw. Fast 
alles ist bequem mit den Wiener Linien
erreichbar, und das Öffi -Netz wächst weiter.
Und das Schöne: Mit den Öffi s spart
man nicht nur richtig Geld, sondern belastet
die Umwelt auch deutlich weniger mit 
Klimagasen, Feinstaub und Lärm.

Kerngeschäft der Wiener 
Stadtwerke und ihrer Unternehmen Wien
Energie, Wiener Linien, Bestattung Wien
und BMG Beteiligungsmanagement deckt 
ein breites Leistungs- und Kompetenzspek-
trum ab, das wesentlich zum Funktionieren 
des Großraums Wien beiträgt. Um der 
Verantwortung für die Versorgung mit 
Strom, Gas, Wärme und Bestattungs-
leistungen und das Wohlergehen der Wiener
Bevölkerung sowie für den wirtschaftlichen
Erfolg des Unternehmens gerecht zu 
werden, setzen die Wiener Stadtwerke
auf eine verantwortungsbewusste und auf
nachhaltige Wertschöpfung ausgerichtete 
Unternehmensführung.

BEDEUTENDE INVESTOREN
Investitionen von jährlich rund einer Drei-
viertelmilliarde Euro tragen erheblich zur 
Wertschöpfung in der Region Wien bei. 
Denn damit werden indirekt Arbeitsplätze 
gesichert und die Kaufkraft der Bevölkerung 
insgesamt erhöht.

KLIMASCHUTZ-MASSNAHMEN
Strom und Wärme sollten effi zient und klima-
schonend erzeugt werden. Die Wien Energie
setzt dabei auf Erdgas, Abfälle, Bio-
masse, Wind-, Solar- und Kleinwasserkraft
sowie den Ausbau des Fernwärmeanteils. Die 
Wiener Linien setzen auf Energierückspei-
sung und energiewirtschaftliche Fahrweise.
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www.wienerstadtwerke.at

Luftreinhaltung, Energieeffi zienz und 
Verantwortung für die Region Wien.

Es lebe die Stadt.

Fordern Sie den Wiener Stadtwerke-Nachhaltigkeitsbericht 2007 kostenlos unter 0800 555 800 an.
Bestellung und Download auch unter www.nachhaltigkeit.wienerstadtwerke.at
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Gemeinsam mehr zusammenbringen
Ein Dach über dem Kopf, sicheres Einkommen, Gesundheit und Frieden sind 
für viele Menschen auf der Welt nicht selbstverständlich. Österreich nimmt
seine Verantwortung ernst. Gemeinsam mit ihren Partnern verbessert die 
Österreichische Entwicklungszusammenarbeit (OEZA) die Lebensbedingungen
im Süden und Osten.

Lernen Sie die Partner und Projekte der OEZA kennen. Eine interaktive 
Ausstellung bringt Sie näher zu den Menschen, die sich für Entwicklungs-
zusammenarbeit engagieren. Hörbeiträge geben Einblick in deren Arbeit 
und Ziele. Tauchen Sie in die Atmosphäre fremder Länder ein oder blättern 
Sie im Projektalbum. Für Schulen gibt es Führungen und ein umfangreiches 
Begleitprogramm. 

Stationen der Informationsausstellung 
02. –  06.10.2008, Linz, Hauptplatz
08. –  13.10.2008, Graz, Hauptplatz
26.10.2008, Wien, Minoritenplatz
jeweils 10 bis 18 Uhr 

Stationen in weiteren Landeshauptstädten folgen 2009.
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täglich. Und es geschieht Merkwürdiges. 
Autos bremsen für FußgängerInnen. Last-
wagenfahrerInnen nehmen Blickkontakt mit 
RadfahrerInnen auf. Kaum 20 km/h rollen 
die Fahrzeuge, doch fast keines muss anhal-
ten. Daraus ergibt sich auch der unerwartete 
Umstand, dass der Verkehr in den Modell-
regionen nicht nur sicherer wurde, sondern 
auch !üssiger. 

Wer den Verkehr sicherer gestalten will, 
muss ihn gefährlicher machen, legte Ve-
kehrsplaner Monderman verbal noch eins 
drauf. Wenn Menschen an allgemeine Re-
geln gebunden werden, neigen sie dazu, 
Verantwortung abzugeben. Sind 50 km/h 
erlaubt, fahre ich 50 km/h, egal ob die Ge-
schwindigkeit angemessen ist oder nicht. 
Gleichzeitig kann es auch zur Delegitimati-
on dieser Regeln kommen: Warum soll ich 
mitten in der Nacht an einer roten Ampel 
halten, die zu Stoßzeiten gute Dienste tut, 
aber zu nächtlicher Stunde nichts regelt? 
Wenn klar ist, dass das Gelingen von Ver-
kehr nicht von der Einhaltung abstrakter 
Regeln abhängt, sondern von meiner kon-
kreten Entscheidung in der konkreten Situ-
ation, dann steigt auch das Verantwortungs-
bewusstsein für das eigene Handeln.

Eine Erfahrung, die auch Politikwissen-
scha"erInnen kennen. Viele Entscheidungen 
der Politik erscheinen den WählerInnen als 
abstrakt und abgehoben von der eigenen Le-
benswelt. Der Staat wird als der eigenen Per-
son gegenüberstehend empfunden, nicht als 
die Summe des politischen Willens aller. Ge-
setze wirken meist als Schutz für Schwächere. 
Aus diesem Blickwinkel scheint die Abschaf-
fung von allgemein verbindlichen Regeln 
nicht wünschenswert. Aber alle Formen der 
politischen Beteiligung, die „Augenkontakt“ 
fördern, die Politik mit der konkreten Lebens-
situation rückkoppeln, könnten die Demo-
kratie sicherer und !üssiger gestalten. phs

Wollen Sie den Straßenverkehr sicherer 
machen, dann scha#en Sie die Verkehrsre-
geln ab! Das empfahl der im Jänner verstor-
bene niederländische Verkehrsplaner Hans 
Monderman. Die ersten Ergebnisse des EU-
'nanzierten Projekts Shared Spaces geben 
ihm recht: In deutschen, niederländischen, 
britischen und belgischen Städten wurden 
die Unfallzahlen gesenkt, indem ganz einfach 

Straßenschilder, Markierungen und Ampeln 
entfernt wurden. Die zwei einzigen Regeln 
lauten: Rechts geht vor links, und Pass auf 
die anderen VerkehrsteilnehmerInnen auf.
Mitten im Städtchen Drachten in Friesland 
liegt eine der ersten großen Kreuzungen, die 
ohne Verkehrsregulierung auskommt. Kei-
ne Ampeln, keine Markierungen und keine 
Schilder: 20.000 Fahrzeuge passieren hier 

NEUE VERKEHRSORDNUNG

Blickkontakt statt Schilderwald
Indem VerkehrsplanerInnen den Verkehr zur ungeregelten Zone machen, 
schaffen sie mehr Sicherheit. Wie mit dieser Idee auch die Politikverdrossenheit 
bekämpft werden könnte. Bild: Bernhard Kummer
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BLEIBERECHT

Recht statt Gnade
Der Verfassungsgerichtshof hat entschieden: Antrag auf humanitäres Bleiberecht können die Betroffenen 
selbst stellen. Die „Gnade“ der Ämter als exklusive Antragsteller ist damit gefallen. Bis zur Umsetzung des 
Gesetzes sollten sie aber jetzt schon im Sinn des VfGH handeln.

In Zeiten, in denen sich auch in die hin-
tersten Ecken herumgesprochen hat, dass 
sich das Subjekt Mensch aus vielen Identi-
täten zusammensetzt, während der Nationa-
lismus, eine Mode des 19. Jahrhunderts, seine 
Strahlkra" verliert, ist es umso erstaunlicher, 
dass Funktionäre etwa folgendes postulieren: 
„Entweder ist man Österreicher oder nicht.“ 
Das glaubt Heinz Jungwirth, seines Zei-
chens Generalsekretär des Österreichischen 
Olympischen Comités. Der Geist seines Ar-
beitgebers, internationalistisch ausgerich-
tet und dem hehren olympischen Gedan-
ken verp!ichtet, dür"e auf Jungwirth noch 

nicht übergesprungen sein (vielleicht ist der 
Zug dafür ja auch schon abgefahren). Dem
dampfenden, erdverbundenen Selbstver-
ständnis des exklusiven Österreichisch-Seins 
widerspricht o#enbar auch nicht, dass Sport-
lerInnen fallweise Staatsbürgerscha"en wech-
seln wie ihre verschwitzten Trikots – während 
Staaten sich damit Leistung und nicht Über-
zeugung einkaufen. Dennoch ließ der rein ös-
terreichische Generalsekretär der Top-Ten-
nisspielerin Tamira Paszek leichtfertig seine 
Botscha" ausrichten. So, als wäre er als Funk-
tionär den Interessen Österreichs nicht viel 
stärker verp!ichtet als die Sportlerin. Abge-

sehen davon: Dass sie für Österreich spielt, 
wie er eben für das ÖOC arbeitet, beides da-
mit auch ein Ablaufdatum haben kann, das 
sollte sich der Generalsekretär einmal durch 
den Kopf gehen lassen. gun

IDENTITÄT

Rotweißrot, bis in den Tod
Entweder ist man Österreicher oder nicht, ließ ein weiser Sportfunktionär der Top-
Tennisspielerin Tamira Paszek ausrichten. Sie überlegt einen Nationenwechsel, 
weil sie bei Olympia nicht für Österreich antreten durfte.

„Für Gnadenrechte ist im Rechtsstaat 
kein Platz“, verkündete Gerhart Holzin-
ger, Präsident des Verfassungsgerichts-
hofs (VfGH), im Juni. Und erklärte damit 
Teile des Niederlassungsrechts für verfas-
sungswidrig. Die „Gnade“ sah bislang so 
aus: ZuwanderInnen, die bereits seit Jah-
ren in Österreich lebten und noch immer 
keinen ordentlichen Aufenthaltstitel hat-
ten, konnten diesen nicht selbst beantra-
gen. Sie waren darauf angewiesen, dass die 
Behörden Antrag auf humanitäres Bleibe-
recht stellen (und der Innenminister ent-
schied darüber). Diese Praxis soll nun ab-
gescha&, Zugewanderte von sich aus beim 

Landeshauptmann ein humanitäres Bleibe-
recht beantragen können. 

SOS Mitmensch fordert deshalb einen 
Abschiebestopp für alle Bleiberechtsfäl-
le, bis die Regelung umgesetzt ist. Dem hat 
sich unter anderen auch Oberösterreichs 
Sozial-Landesrat Josef Ackerl (SPÖ) ange-
schlossen. Und das aus gutem Grund: Hat 
er doch in seinem Wirkungbereich bereits 
gehandelt. Für das Land Oberösterreich hat 
er die Weisung an seine Bezirkshauptmann-
scha"en erlassen, für alle Langzeitasylwer-
berInnen von Amts humanitäres Bleiberecht 
zu beantragen. Das ist eine begrüßenswerte 
Forderung, da Zugewanderte o" über ihre 

Rechte keine Kenntnis haben. Wann die 
Novelle kommt, steht aber, auch aufgrund 
der Regierungsbildung, in den Sternen. So-
lange sind Tausende AsylwerberInnen wei-
terhin von Abschiebung bedroht. Deshalb 
sollten auch andere Bundesländer dem Bei-
spiel Oberösterreichs folgen und für lange 
in Österreich lebende Zugewanderte ohne 
ordentlichen Aufenthaltstitel Antrag auf hu-
manitäres Bleiberecht stellen. Sonst bleibt es 
bei der unerträglichen Situation, dass eine 
bereits vom VfGH für illegitim erklärte Pra-
xis angewendet wird und Menschen weiter-
hin auf die Gnade der Amtsstuben ho#en 
müssen, statt Recht zu erhalten. aba
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D ie Wahlen sind vorbei und das ist 
gut so. War ja schwer genug, sich 
da jemanden auszusuchen. Da ist 

ja nun wirklich niemand, der einen begeis-
tern könnte. Eine politische Kra", politische 
Ideen, für die man sich noch mit Leiden-
scha" engagieren würde? Ich bitte Sie! In-
haltlich sklerotisch, versuchen die Parteien 
kramp(a" ein, zwei Programmpunkte mit 
Hilfe von PR-Agenten unter die Leute zu 
bringen. Mehr können sie ohnehin nicht 
ho#en, als dass ein Slogan hängen bleibt. 
Verkaufen sich wie Seife. Das Publikum 
merkt’s und wählt, wenn es denn wählt, das 
kleinere Übel. We are all politikverdrossen, 
now. Da lässt man sich gerne von der „Oba-
mania“ anstecken: Ein Politiker, der wenigs-
tens noch etwas verkörpert, der noch Ho#-
nungen zu mobilisieren vermag. Leider 
kandidiert der ein paar Tausend Kilometer 
westwärts. Ach, wär’s schön, wenn es so ei-
nen auch hier gäbe. 

Aber liegt es 
vielleicht nicht nur an „den“ Parteien? Wo-
möglich liegt es an einer großen Apathisie-
rungsmaschine, die man formelha" so be-
schreiben könnte: liberale, repräsentative 
Demokratie plus konsumistische Mentali-
tät plus Neoliberalismus. Das ergibt ein fa-
tales Knäuel. Die repräsentative Demokra-
tie hat ihre Vorzüge: Sie funktioniert relativ 
einfach. Man wählt alle vier Jahre ein Par-
lament (und dazwischen noch ein paar Mal 
auf niederer Ebene) Menschen, die sich stell-
vertretend um die ö#entlichen Dinge küm-
mern. Diese „vermittelte“ Politik zähmt auch 
den politischen Eifer. Wer die Tyrannei der 
Mehrheit oder die Despotie des „gesunden 
Volksemp'ndens“ fürchtet, wird die reprä-
sentative Demokratie nicht schlechtreden 
wollen. Ein direkterer Zugri# des Volkswil-
lens auf die Gesetzgebung würde womöglich 
ganz schnell zur Einführung der Todesstra-
fe führen. Eine kleine „Krone“-Kampagne 

würde wohl reichen. Aber sie hat auch ihre 
Nachteile: RepräsentantInnen kümmern sich 
um das Ö#entliche, die BürgerInnen dür-
fen ungestört ihren Privatangelegenheiten 
nachgehen. Grassierender Privatismus ist da 
nicht überraschend. Vor allem, wenn noch 
ein paar Dinge dazu kommen: Früher wa-
ren die politischen Lager mehr als temporäre 
Meinungsgemeinscha"en, sie waren „Gesin-
nungsgemeinscha"en“, die die gesamten Le-
benswelten strukturierten. Man war über das 
Parteileben politisch aktiviert. Das ist heut-
zutage nur mehr in Einzelfällen so. Gleich-
zeitig kolonisierte der Konsumkapitalismus 
alle Lebenswelten, und der ist nicht nur ein 
ökonomisches System: Er ist eine Schule des 
Sehens, er bildet unseren Habitus, prägt un-
sere Mentalitäten. So betrachtet man auch 
die Politik wie den Warenmarkt. Man wählt 
die Marke, die einem am besten zusagt, und 
die wird, wie Autos oder Turnschuhe, vom 
Marketing modelliert. Heißt: Mit einem 

Politikverdruss: Mit Beteiligungsmodellen die Demokratie beleben? 

MOMENT#13/Dossier

FIT MACH 
MIT!
Shoppen ist lustig, aber wählen gehen macht 
keinen Spaß – bei der Auswahl! Bloß, die 
Politik ist so, wie sie ist, weil die Menschen 
apathisch sind. Und die Menschen sind 
apathisch, weil die Politik ist, wie sie ist. Ein
 Teufelskreis, den man nur mit weitreichenden 
Beteiligungsmodellen durchbrechen kann.
Text: Robert Misik, Bilder: Karin Wasner 
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Image versehen, einer unique selling propo-
sition. Und zu all dem kommt noch die ide-
ologische und praktische Ordnung des Neo-
liberalismus hinzu, die grob gesprochen auf 
eines hinausläu": Politik soll sich zurück-
halten. Sie soll vor allem die Unternehmen 
nicht beim Unternehmen stören. Allerdings 
soll sie ein o#enes Ohr für „die Wirtscha"“ 
haben. Die BürgerInnen privatisieren, aber 
die Wirtscha"slobbys sind natürlich ins tag-
tägliche Regierungsgeschä" involviert. Was 
die BürgerInnen wünschen könnten, es zer-
schellt dann an „den Sachzwängen“. All dies 
zusammen gibt dann ein politisches Knäuel, 
in dem sich Demokratie auf Apathie reimt. 

Was tun dagegen? Kann man dagegen über-
haupt etwas tun? Die naheliegende Antwort 
ist natürlich: die Parteien müssen pro'lierter 
werden. Wer konzise, überzeugende Ideen 
vorlegt und authentisch sichtbar macht, dass 

sie/er sich für diese selbst begeistert, wird 
auch andere für ihre/seine Ideen begeistern 
können. Nichts ist so tödlich wie das Kon-
sensgewabere der Mittelweggefährten aller 
Coleur, dem sich an den Rändern das Radau-
Spektakel der Ressentiment-Politik zugesellt. 
Beides sind zwei Seiten einer Medaille: Der 
rechte Populismus ist nur die Maskerade von 
Kon!iktpolitik unter der Ägide des Konsens-
wahns, aber er ist vor allem Symptom des 
Unbehagens an dem Konsenswahn. Womög-
lich grei" auch dieser „Lösungsvorschlag“ zu 
kurz: Pro'liertere Parteien, die das politische 
Publikum zu fesseln vermögen, ändern nichts 
an der konsumorientierten Politik. Bürge-
rInnen bleiben KonsumentInnen, bloß, dass 
sie mehr Begeisterung für das Produkt auf-
zubringen vermögen, das ihnen angeboten 
wird. Aktivierung ist das noch keine. 

So wer-
den Partizipationsmodelle – jetzt übrigens 

auch schon seit zwanzig, dreißig Jahren – als 
Königsweg vorgeschlagen. Sie klingen meist 
utopisch und fade-realistisch zugleich: Uto-
pisch, weil sie vom Phantasieideal aktiver 
BürgerInnen getragen werden, die sich nach 
Feierabend im Gemeindesaal versammeln 
und dort basisdemokratisch die Dinge be-
raten und entscheiden, die sie alle angehen. 
Und fade-realistisch, weil sie sich dann mit 
so bedeutenden Fragen wie Parkbegrünung, 
dem Bau von Tiefgaragen oder ähnlich elek-
trisierenden Dingen herumschlagen. Zu-
sammen ergibt es einen Kurzschluss: Die 
BürgerInnen, noch dazu wenn sie sich den 
Passivismus antrainiert haben, werden ihre 
Freizeit nicht im Bürgerhaus versitzen. Wenn 
sie einmal kommen, dann meist kein zweites 
Mal mehr, auch, weil die Dinge, die man ih-
nen im Nahbereich zu entscheiden erlaubt, 
ziemlich irrelevant sind. So können diese 
kleinen Trippelschritte partizipativer Betei-
ligung im Extremfall sogar undemokratisch 

Dossier/MOMENT#13
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sein: eine Handvoll AktivistInnen, die sich 
aus irgendeinem Spezialinteresse für (oder 
meist gegen) eine Sache engagieren, 'nden 
Gehör im Übermaß. Pointiert gesprochen: 
Die 17 AnrainerInnen, denen man die Tief-
garage vor das Fenster bauen will, bestim-
men, dass sie nicht gebaut wird – da sie lo-
gischerweise die einzigen sind, denen sie so 
wichtig ist, dass sie auch zur Versammlung 
kommen. Und wenn tatsächlich einmal die 
große Mehrzahl der BürgerInnen erscheint, 
wie das in kleinen Kommunen gelegentlich 
vorkommt, dann ist das demokratische Ele-
ment doch äußerst unterentwickelt: Schon 
bei $emen wie dem Bau eines neuen Ab-
wasserau)ereitungssystems sind die tech-
nologischen Fragen so komplex, dass die 
Mehrheit letztendlich den Ratschlägen der 
„ExpertInnen“ folgt – den IngeneurInnen 
und BaumeisterInnen (die freilich auch ihre 
Eigeninteressen haben). 

 Und was 
die etablierte Politik betri&, so schlagen, 
ach, zwei Seelen in ihrer Brust. Einerseits 
weiß sie, dass BürgerInnenbeteiligung ihr 
einen Teil jener Legitimation zurückge-
ben kann, die sie durch niedrige Wahlbe-
teiligung und allgemeinen Politikverdruss 
verloren hat. Andererseits erschwert Par-
tizipation auch „die Politik“ im Sinne von 
geschä"smäßiger Verwaltung. Routinierter 
Technokratismus geht dann nicht mehr so 
einfach. Nicht selten werden Beteiligungs-
modelle erst eingeführt und dann wieder ab-
gescha&. Meist sterben sie einen der stillen 

Tode, den geübte Handhabe der Geschä"s-
ordnung herbeizuführen vermag.

Eine Lösung für all diese Dilemmata be-
steht letztlich nur darin, die BürgerInnen viel 
weitgehender in die Regierung zu involvie-
ren, also zu einer regelrechten Selbstregie-
rung zu kommen. Das weltweit leuchtendste 
Exempel ist dafür die partizipative Budget-
gesetzgebung, die die südbrasilianische Stadt 
Porto Alegre einführte und nun schon seit 
Jahren praktiziert. Die BürgerInnen stellen 
im Rahmen des „Orçamento participativo“ 
die Prioritäten des Haushalts selbst auf und 

kontrollieren, ob Bürgermeister und Stadtrat 
sich auch daran halten. Ein Modell, das auch 
in Europa bereits Nachahmung 'ndet, wenn-
gleich noch etwas vorsichtig. In Spanien ex-
perimentiert die Stadt Rubí bei Barcelona 
mit der partizipativen Budgetgesetzgebung, 
in Deutschland haben diverse Kommunen 
Modellversuche gestartet – die Stadt Emsdet-
ten etwa, Hamm in Westfalen, Hilden, und 
Castrop-Rauxel. Was an solchen Partizipa-
tionsmodellen faszinierend ist, liegt auf der 
Hand: die BürgerInnen bestimmen über das 
Herzstück der Politik mit. Sie müssen sich 
tatsächlich Gedanken darüber machen, wel-
che Entwicklungsrichtung ihr Gemeinwesen 
einschlagen soll und sie müssen das auf ver-
antwortungsvolle Weise tun. Gelder, die in 
ein Politikfeld !ießen sollen, fehlen in einem 
anderen. Jeder ist betro#en – und damit auch 
potenziell interessiert -, nicht nur unmittel-
bare AnrainerInnen. Aber auch die Politik 
wird sich sukzessive verändern. Sie muss die 
komplizierte Budgettechnik so darstellen, 
dass sie verständlich wird. Die politische 
Sprache tendiert ja im Zeitalter des Exper-
tInnentums dahin, die Dinge möglichst kom-
pliziert darzustellen (weil eine bestimmte Art 
zu sprechen als Kompetenzausweis gilt), ab 
nun sind die Incentives andere. Gefordert ist 
plötzlich: die wesentlichen Punkte so darzu-

MOMENT#13/Dossier
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stellen, dass darüber vernün"ig befunden 
werden kann. Die etablierte Politik hat aber, 
insbesondere in Zeiten leerer Kassen, auch 
ein paar Vorteile. Apathische BürgerInnen 
geben, wenn gespart werden muss, ressenti-
mentgeladen „den Politikern“ die Schuld. In-
volvierte BürgerInnen wissen selbst, was mit 
beschränkten Ressourcen möglich ist. So ha-
ben in Emsdetten die BürgerInnen darüber 
zu entscheiden gehabt, welche Maßnahmen 
getro#en werden sollen, damit der Haushalt 
ausgeglichen wird: Kürzungen bei Personal, 
bei Gebäudeunterhaltung, bei Kultur oder 
Sport? Sollen Rücklagen aufgezehrt werden? 
Die Steuern erhöht oder Kredite aufgenom-
men oder städtische Gebäude verkau" wer-
den? Man entschied sich für letzteres. 

Gewiss, 
das ist ein bisschen BürgerInnenbeteiligung 
in der Not, die der Neoliberalismus geschaf-
fen hat. Und es ist auch bei weitem nicht die 
deliberative Beteiligungs-Demokratie der 
griechischen Agora. Bis zu der ist es ein wei-
ter Weg, und gerne ist zu hören, dass es erst 
eine Bildungso#ensive bräuchte, zudem Zu-

gang zu Ressourcen, mindestens einen Lap-
top für jede/n und höchstens einen Fünf-
Stunden-Arbeitstag, damit die BürgerInnen 
fähig sind, sich selbst zu regieren. Nur ein 
Hinweis: Nie war das Bildungsniveau so 
hoch wie heute, nie war das Niveau der Po-
litik so niedrig wie heute. Also, der Zusam-
menhang zwischen Wissen und Qualität ei-
ner Demokratie ist kein so simpler. Wo die 
Leidenscha" existiert, sich für eigene Belan-
ge einzusetzen, folgt das nötige Wissen schon 
auf den Fuß.

Eher ist schon eine kom-
plizierte Frage, wie man zu einer lebendigen 
Demokratie noch kommen soll mit Bürge-
rInnen, die bereits weitgehend apathisiert 
sind. Insofern ist eine partizipative Demokra-
tie, in der alle auf allen Ebenen der Gesell-
scha" mitbestimmen und sich mitverantwort-
lich für das Gedeihen eines Gemeinwesens 
fühlen, eine Utopie. Wer darüber auch nur 
nachdenkt, dem ist der Spott der kaltschnäu-
zigen RealistInnen sicher, die gerne über 
„PhantastInnen“ lachen. Aber noch als uner-
reichbares Ideal hat eine solche partizipative 
Demokratie ihren Nutzen, wie Colin Crouch 
in seinem he"ig diskutierten Buch „Postde-
mokratie“ schreibt: schließlich sei es wichtig, 
„die Frage zu stellen, wie unser Handeln sich 
zu einem bestimmten Ideal verhält, denn nur 
dadurch haben wir die Möglichkeit, in Zu-
kun" besser zu handeln.“

Dossier/MOMENT#13

TEILHABE 

Partizipative Demokratie, 
wie soll das gehen?

NIE WAR DAS BILDUNGS-
NIVEAU SO HOCH, DAS 

NIVEAU DER POLITIK SO 
NIEDER WIE HEUTE.
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W enn weniger Leute wählen ge-
hen, ist das Politikverdrossen-
heit? 

Nein, denn an ihrem Gemeinwesen haben 
die Leute schon noch Interesse. Sie haben 
aber kein Vertrauen mehr, dass ihre Interes-
sen von den Repräsentanten vertreten wer-
den. Insofern funktioniert die klassische Idee 
der repräsentativen Demokratie nicht mehr. 
Das ist eine allgemeine Entwicklung.

Als die Familie Zogaj abgeschoben werden 
sollte, konnte das auch der vereinte Protest 
ihres Heimatortes nicht verhindern. Wo-
ran scheitert die Zivilgesellscha!? 

Wenn eine Gruppe organisatorisch oder 
medial zu schwach ist, kann sie sich nicht 
durchsetzen. Und um diesen Kampf auf-
zulösen, muss man es zu einem größeren 
$ema machen und die ganze Gesellscha" 
einbeziehen. Das ginge über direktdemokra-
tische Verfahren, dann würde auch klar, ob 
nur eine Interessengruppe etwas durchset-
zen will oder ob es ein Anliegen der gesam-
ten Bevölkerung ist. Es ist unbefriedigend, 
wenn Anliegen an Repräsentanten adressiert 
werden, aber nichts erreichen. Andererseits 

kann man es auch nicht einfach Interessen-
gruppen überlassen, darüber zu entscheiden, 
was passiert.

Im Fall von Familie Zogaj würde also die 
Bevölkerung entscheiden, wer bleiben darf? 
Haben direktdemokratische Verfahren im-
mer etwas Zynisches? 

Absolut. Ja, es ist zynisch, denn die Be-
tro#enen können nicht mitbestimmen. Man 
könnte natürlich direktdemokratische Ver-
fahren von der Wahlberechtigung entkop-
peln und alle Stakeholder einbeziehen. Das 
ist aber kompliziert, weil Demokratien ter-
ritorial aufgebaut sind, was in der heutigen 
Welt wenig Sinn macht. Aber da sind Politik 
und Politikwissenscha" noch nicht so weit. 
Solche Menschen, und das ist extrem trau-
rig, werden das Opfer eines alten Konzepts 
von Demokratie.

Wenn die etablierte Politik kaum reagiert, 
was hat sie von engagierten BürgerInnen? 

Sie holt zivilgesellscha"liche Gruppen als 
Experten, weil sie ihre Expertise verbreitern 
und sich legitimieren will. Und sie ho&, 
dass durch Einbeziehung vieler Beteiligter 

die Umsetzung von Gesetzen und Regeln 
leichter ist.

Demnach müssten NGOs doch eine größe-
re Rolle spielen? Oder ist die repräsentative 
Demokratie ohnehin schon tot?

Die Entscheidungen werden ja nach wie 
vor von den gewählten Repräsentanten in 
den Parlamenten gefällt. Insofern ist die re-
präsentative Demokratie nicht tot. Die Frage 

ist, wie man den Zugang der Experten zu den 
Parlamentariern besser reguliert. Zumindest 
müssen sich Experten und Lobbygruppen im 
Deutschen Bundestag akkreditieren lassen 
und o#en legen, welche Ideen sie vertreten, 
woher sie ihre Gelder bekommen usw. Auch 
die EU-Kommission, die ja versucht, zivilge-
sellscha"liche Gruppen stärker einzubezie-
hen, will das Ganze transparenter machen. 
Bisher mit mäßigem Erfolg.

ES KOMMEN DIE, DIE 
IMMER KOMMEN:

MITTELKLASSEMÄNNER MIT 
GUTER BILDUNG

Parteien vor dem Aus, repräsentative Demokratie am Ende?

PARTIZIPATION 
NICHT

AUTOMATISCH
BESSER

Partizipation bringt nicht grundsätzlich 
mehr Demokratie, sagt Brigitte Geißel. Die 

Citizenshipforscherin über Zynismen der 
demokratischen Ordnung, politische 

Trends und die Chance der NGOs.
Interview: Cathren Müller, Bild: WZB, David Ausserhofer
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Brigitte Geißel

Sie arbeiten zu neuen Formen der Gover-
nance. Können Sie eine bestimmte Rich-
tung ausmachen?

Es gibt einiges Neues. Direktdemokratie 
wird derzeit von vielen Ländern eingeführt, 
zumindest auf lokaler Ebene. Es gibt neue 
Konsultationsverfahren, die Agenda 21 oder 
die dänischen Konsensuskonferenzen. Da 
tut sich viel. Es kommt aber immer auf das 
Design an. Bei einer Citizen Jury sagt man, 
alle, die kommen wollen, sollen kommen 
und mitentscheiden. Auf diese Weise kom-
men natürlich die, die immer kommen. Also 
Mittelklassemänner mit guter Bildung. Eine 
Auswahl nach einem sozialen Schlüssel der 
Community könnte das verhindern. So wür-
den dann Frauen dabei sein oder auch Mig-
ranten. Partizipative Verfahren sind nicht au-
tomatisch demokratischer, wenn ein großer 
Teil der jeweiligen Bevölkerung ausgeschlos-
sen wird.

Wäre es ein Schritt der Demokratisie-
rung, Repräsentation durch Partizipation 
zu ersetzen? 

So einfach ist das nicht. Denken Sie an das 
Problem der Information. Was kommt heraus, 

wenn die Leute vor einer Abstimmung nicht 
die Gelegenheit hatten, sich vernün"ig zu in-
formieren? Man weiß, dass nach Serienmorden 
mehr Leute für die Todesstrafe sind. Es macht 
ganz sicher keinen Sinn zu sagen, so, wir ma-
chen alles nur noch deliberativ in Kleingrup-
pen. Aber es wird sich in Zukun" einiges ver-
ändern. Das ist normal in der Geschichte der 
Demokratie. Es sind jedoch alles langwierige 
Prozesse, die auch von NGOs angestoßen wer-
den. Auch solche Fälle wie die Flüchtlingsfa-
milie machen bewusst, dass die heutige Form 
der territorialen, repräsentativen Demokratie 
nicht der Weisheit letzter Schluss ist.

Meinen Sie, es gibt so viele sich widerspre-
chende Interessen, dass die Demokratie sich 
wandeln muss und demokratischer wird? Ak-
tuelle Sicherheitspolitiken sprechen dagegen.

Klar. Es gibt immer Pendelbewegungen. 
Jetzt erleben wir in der Sicherheitspolitik die 
autoritären Tendenzen. Es gibt aber auch Wi-
derspruch in der Zivilgesellscha" und einen 
großen Wunsch, mitzubestimmen. Es werden 
immer mehr Menschen, die sich engagieren.

Gibt es diesen Wunsch auch bei der so ge-
nannten „Unterschicht“?

Archon Fung von der Harvard Universi-
ty hat eine Initiative in Chicago untersucht, 
wo die Leute mit der Polizei über deren Pri-
oritäten entscheiden sollten. Fung stellte fest, 
dass gerade die armen Nachbarscha"en dar-
an interessiert waren. Um die soziale Sicher-
heit zu erhöhen, wollten sie mit der Polizei 
zusammenarbeiten. Sie haben sich engagiert, 
weil sie gesehen haben, dass ihr Engagement 

ihre Lebensumstände verbessern kann. Nur 
wer keine Verbindung zwischen dem, was 
zur Disposition steht und dem eigenen Le-
ben herstellen kann, beteiligt sich nicht. Ge-
rade deshalb bin ich dafür, die Bevölkerung 
schon beim Agenda-Setting einzubinden, da-
mit jene $emen behandelt werden, die für 
sie wichtig sind.

Wie können eigentlich NGOs ihre Basis so 
verbreitern, dass sie Druck auf die Politik 
ausüben können? 

Für NGOs, die den Interessen der Bevölke-
rung entsprechen, ist es o" gar nicht schwer, 
Vertrauen und Legitimität zu erlangen. Das 
Vertrauen in Greenpeace ist größer als das 
in Parteien. Ich glaube NGOs sind sehr er-
folgreich darin, die Bevölkerung auf ihre Sei-
te zu ziehen.

Umweltschutz ist vergleichsweise unver-
fänglich. Bei Flüchtlingen ist das anders. 

Es gibt immer Gegeninteressen. Bei Mig-
ration fühlen sich viele Gruppen in der Be-
völkerung angegri#en. Es dauert sicher lan-
ge, bis Menschen sehen, dass Diversität auch 
etwas Gutes ist. Es wird auch keinen Sinn ha-
ben, Interessen durchzusetzen, die ein großer 
Teil der Bevölkerung noch nicht hat.

Muss man einfach anerkennen, dass man-
che Ideen nicht konsensfähig sind?

Nein, denn das kann sich auch wieder än-
dern. In den 70er Jahren hat sich niemand 
für Umweltschutz interessiert. Was jetzt als 
irrelevant oder bedrohlich betrachtet wird, 
kann in 20 Jahren konsensfähig sein.

Dossier/MOMENT#13
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H err Katzmair, es heißt immer wie-
der: BürgerInnen sollen sich doch 
an politischen Prozessen beteiligen. 

Es stellt sich die Frage: Ist Mitsprache ohne 
ein Netzwerk überhaupt möglich?

Die Frage ist berechtigt. Es ist eine Tatsa-
che, dass selbst das größte persönliche Po-
tenzial nichts bringt, wenn es nicht genutzt 
und umgesetzt werden kann. Dazu sind Be-
ziehungen notwendig.
 
Das klingt leicht. Was braucht es denn, um 
zu solchen Beziehungen zu kommen?

Es geht darum, für jemanden so interessant 
zu sein, dass diese Person etwas mit mir zu 
tun haben möchte. Wir haben nur begrenzte 
Zeit zur Verfügung um Beziehungen zu p!e-
gen, das sind am Tag etwa 14 bis 15 Stunden. 
Für diese Zeit müssen wir entscheiden, mit 
wem wir sie verbringen wollen.

Macht geht o! von Netzwerken aus, wie 
wird man für sie interessant?

Netzwerke sind nichts anderes als Verbin-
dungen, in denen Energie !ießt, also ein Aus-
tausch von Information, Wissen oder Gütern 
statt'ndet. Dieser Fluss basiert auf Ungleich-

heit, bei völliger Gleichheit wäre kein Aus-
tausch möglich. Für die Teilnahme an einem 
Netzwerk ist es deshalb wichtig, dass man et-
was zu geben hat. Ich stelle mir die Gesell-
scha" gerne wie Pokerrunden vor, in denen 
ein bestimmter Eintrittspreis zu bezahlen ist. 
Wer arm ist oder nichts zu geben hat, muss 
draußen bleiben. 

Ist das politische Netzwerk in Österreich 
auch so bescha"en? 

Das große Problem in Österreich liegt dar-
in, dass ein sehr dichtes, nach innen orien-
tiertes Netzwerk besteht. Wir haben es mit 
einem politischen Apparat zu tun, der ex-
trem in sich geschlossen ist. Es ist ein insti-
tutionalisiertes Netzwerk, das über mehrere 
Jahrzehnte hinweg gewachsen ist. Die Deals 
werden ausschließlich innerhalb dieses Sys-
tems geschlossen. Drinnen kennt jeder jeden, 

das ist schon seit 30, 40 Jahren so. Wer drau-
ßen ist, hat kaum eine Chance mitzureden. 
Es gibt nur 0 und 1, man ist entweder drin-
nen oder draußen. 

Wer ist Teil dieses Netzwerks?
Dazu gehören in erster Linie die politischen 

Parteien mit ihren Vorfeldorganisationen. Po-
litische Funktionäre machen in den Parteien 
Karriere und werden über diese Funktionen 
in der Wirtscha" und in anderen Bereichen 
verteilt. Das sind Medien, staatsnahe Be-
triebe, Ministerien oder sozialpartnerscha"-
liche Institutionen. Das Herz des Netzwerks 
bleiben aber die politischen Parteien. 

Gibt es dennoch Wege, etwa für eine NGO, 
hier einzudringen?

Möglichkeiten gibt es, vor allem über Leu-
te im System, die mit ihrer Situation unzu-
frieden sind und Kontakt nach außen suchen. 
Das können junge Leute sein, die die Inspira-
tion von außen brauchen. Wenig Sinn macht 
es, sich an Personen zu wenden, die in ihren 
Ressourcen schon überlastet sind.  Es hat kei-
nen Zweck zu versuchen, eine Beziehung zur 
Nummer Eins aufzubauen. 

Mit Dritten im Bunde: Wie man richtig freunderlt.

DIE
GESELLSCHAFT

IST WIE EINE
POKERRUNDE

Die Rede über politische Partizipation ist schön und gut. 
Wie aber stehen überhaupt die Chancen auf Beteiligung? 

Harald Katzmair, renommierter Netzwerkanalytiker, 
über ein hermetisches System namens Österreich.

Interview: Ernst Pohn, Bild: Karin Wasner

UNTERSCHIEDLICHKEIT 
IST NOTWENDIG, ERST 
SIE GARANTIERT DEN 

ENERGIEFLUSS.
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Harald Katzmair

Wie baut man solche Kontakte auf?
Das funktioniert nur über Dreiecksbezie-

hungen. Dazu ist es zielführend, sich an Leute 
zu wenden, die man schon kennt. Über diese 
Bekannten versucht man eine Dreiecksbe-
ziehung zu anderen herzustellen, nach dem 
Motto: Ich kenne Sie, Sie kennen jemand an-
deren, schauen wir, dass wir uns gegenseitig 
kennen lernen. Die Stärke einer Beziehung 
zwischen zwei Personen hängt davon ab, wie 
viele gemeinsame Freunde und Feinde man 
hat. Erst wenn gemeinsame Dritte miteinbe-
zogen werden, entsteht Vertrauen und man 
ö#net sein weiteres Beziehungsumfeld. Eine 
NGO sollte bestrebt sein, dass sich Leute un-
tereinander kennen lernen, so werden die Be-
ziehungen schlagkrä"iger. Durch die systema-
tische Scha#ung solcher Dreiecksbeziehungen 

entstehen starke Beziehungen, über die dann 
mehr Ein!uss möglich ist. 

Also eine Möglichkeit, um im System 
mitzuspielen?

Ja, man kann reinkommen und mitspielen. 
Die Regeln innerhalb des Systems kann man 
damit aber nicht ändern.

Ist es wirklich nötig, Teil des Systems zu 
werden? Genügt es nicht, von außen eine 
Kampagne zu starten?

Dazu müssen aber ebenso Verbindungen 
mit den Medien gescha#en und Dreiecks-
beziehungen aufgebaut werden. Es ist not-
wendig, einen Supporter in einen Promoter 
zu verwandeln. Und das funktioniert nur, in 
dem dieser sein Tun bestätigt bekommt. Er 

muss die Legitimation zu seinem Handeln 
von einem Dritten bekommen, eben über 
eine Dreiecksbeziehung. 

Wie kann ich mich noch für ein Netzwerk 
attraktiv machen?

Es muss ein gegenseitig befruchtendes 
Verhältnis entstehen. Dazu ist eine entspre-
chende Unterschiedlichkeit der Personen 
oder Gruppen notwendig, da erst dadurch 
der Energie!uss garantiert ist. Die Basis ist 
ein Austausch, zu große Ähnlichkeit schadet.

O! erweisen sich sehr unterschiedliche 
Standpunkte aber für Zusammenarbeit 
eher hinderlich.

In solchen Fällen ist das richtige bridging 
notwendig. Das bedeutet, dass unterschied-
liche Ausgangspositionen akzeptiert werden, 
um ein neues, gemeinsames Ziel zu 'nden. 
Man spricht damit dem jeweils Anderen die 
Existenzberechtigung nicht ab und bringt 
dennoch seine eigenen $emen weiter. So 
können auch zwischen Konservativen, Libe-
ralen oder Sozialisten gemeinsame Ziele er-
kannt werden. Wenn eine Partei zum Beispiel 
mit der Aussage ‚Null Toleranz gegenüber 
Kriminalität’ oder ‚Null Toleranz gegenüber 
Kinderschändern’ wirbt, so könnte man dieser 
den Standpunkt ‚Null Toleranz gegenüber den 
Ursachen der Kriminalität, fehlender Ausbil-
dung und Armut’ entgegenhalten. Da wird 
niemand dagegen sprechen und es ist möglich 
in einer gemeinsamen Richtung zu arbeiten.

Ein Vorgehen, das Sie auch NGOs empfehlen? 
Non Pro't Organisationen sind dann er-

folgreich, wenn sie nicht Parteipolitik mitma-
chen, sondern wenn es ihnen gelingt zu brid-
gen. Das wird aber zu selten gemacht. Ziel 
muss sein, eine win-win Konstellation zu 'n-
den. Das gelingt natürlich nicht immer.
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CRITICAL MASS 

Ziel: Gefühl für den 
öffentlichen Raum 
bekommen. Und diesen 
zurückzuerobern.
Bild: Paul Sturm
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W erner Faymann? Sagt mir nichts“, 
meint Patrick. Der 17-jährige In-
dustriekaufmann-Lehrling durf-

te heuer zum ersten Mal wählen. Und er ist 
nicht der einzige, der mit dem Kanzlerkandi-
daten nichts anzufangen weiß. Wer auf Wiens 
größter Shoppingmeile mit Österreichs Jung-
wahlvolk spricht und Politikerhass erwartet, 
wird schnell korrigiert: Die Kids schimpfen 
nicht auf „die da oben“ – sie kennen sie gar 
nicht. Internet, Satelliten-TV, Privatradio: 
Nie waren Teenager so gut mit Medien ver-
sorgt wie heute. Doch was davon an Nach-
richtenmaterial hängen bleibt, ist erstaun-
lich wenig. Wann hat Patrick das letzte Mal 
Nachrichten gelesen? „Gestern.“ Woran erin-
nert er sich? „An das Wetter.“ Wie lautete die 
Prognose? Patrick überlegt kurz, schaut zum 
Himmel, und antwortet grinsend: „Schön.“

 Was früher 
Umgang mit Medien genannt wurde, heißt 
heute Medienkonsum – Buchstaben und 
Bildpunkte als neue Maßeinheiten der Infor-
mation. Oder, wie Patrick sein Bild der Kro-
nen Zeitung formuliert: „Steht eh alles drin, 
was ich wissen muss.“ Die au!agenstärkste 
Tageszeitung Österreichs? „Die Presse.“ Der 
Herausgeber der Kronen Zeitung? „Keine 
Ahnung.“ Wem der ORF gehört? Schulter-

zucken. Woher sollte er es auch wissen: In 
den Schulen spielt Medienbildung keine Rol-
le. „Ich war vier Jahre in einer Privatschule“, 
erzählt Matthias. „Da hat man 400 Euro be-
zahlt, aber über Medien oder Politik haben 
wir nichts gelernt.“ Anders in der Berufs-
schule. „Da halten wir Referate über irgend-

was aus der Zeitung und dann diskutieren 
wir.“ Matthias glaubt, dass nichts stimmt von 
dem, was in der Zeitung steht. Medien wür-
den Nachrichten nach Eigennutzen gestal-
ten. Bei der Frage, wer in Österreich mehr 
Macht besitzt, die Medien oder die Politiker, 
sind sich die beiden Lehrlinge einig: „Die 
Zeitungen.“ Matthias kennt die Kronen Zei-
tung – deren Inseratenkunde Werner Fay-
mann hingegen ist auch für ihn ein Unbe-
kannter. Und Patricks Ansicht nach kommt 
für Packeleien mit Medien ohnehin nur ein 
Politiker in Frage: „Der Strache. Der war ja 
auch in der Disco“.

 Ein 
paar Meter weiter warten gerade Anne und 
Alina auf eine Freundin. „Wenn ich was wis-
sen will, frag ich meine Mutter“, beschreibt 
Alina ihr Informationsverhalten. Freundin 
Anne besucht das Gymnasium Rahlgasse, 
eine liberale Reformschule im sechsten Be-
zirk. Sie schätzt den „Standard“ als leser-
stärkste Zeitung Österreichs ein und gibt an, 
ihn auch hin und wieder zu lesen. Der Name 
Faymann ist der 15-Jährigen dennoch nie be-
gegnet, was nichts daran ändert, dass sie „am 
ehesten SPÖ“ wählen würde. Was sie aber 
ohnehin noch nicht darf. Das sei auch gut so, 
be'ndet Annes Freundin Alina: „Ich 'nde 

Informationsgesellschaft: Kommt bei Jugendlichen nicht gut an. 

DER STRACHE
WAR IN DER DISCO

Wählen ab 16 Jahren ist cool. Meint die Politik. 
Und ließ erstmals bei Nationalratswahlen Teenager 

wählen. Wie aber 'ltern sie Informationen? Verfügen 
Jugendliche über genügend Medienkompetenz? 

Ein leises Plädoyer für Medienunterricht.
Text: Maria Sterkl, Bilder: Bernhard Kummer
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das so dumm, dass 16-Jährige wählen dür-
fen, weil ich weiß, wie die 16-Jährigen sind. 
Die wählen alle den Strache.“ Alina hingegen 
ist 15 und würde ungültig wählen: „Ich ken-
ne mich nicht gut genug aus, um wählen zu 
gehen“. Nachrichten verfolgt sie, wenn sie in 
Zeitungsform „irgendwo herumliegen“ oder 
zufällig aus dem Radio tönen. Wie zum Bei-
spiel heute Nachmittag, als eine Sendung lief, 
„wo Politiker hinkommen und wo man anru-
fen kann.“ Ob sie sich noch erinnern kann, 
was das $ema war? „Studiensteuer oder 
sonst irgendwas soll weggemacht werden.“

Lächelnder Faymann, grinsender Molterer: 
Ein paar Wahlkampfständer weiter lehnt ein 
Grüppchen gut gelaunter Burschen an der 
Hausmauer einer Bawag-Filiale. Ein Neu-
er kommt dazu, begrüßt alle mit zwei Wan-
genküssen und Händedruck. „Das machen 
wir immer so“, erklärt Arlind. „Die Moslems 
machen‘s zweimal, die Katholiken dreimal.“ 
– „Was redest du da?“, meckert Manuel. „Ich 
bin Kroate, aber kein Ustascha. Ich will kei-
ne Serben umbringen.“ Manuel und Arlind 
besuchen die HTL, der 18-jährige Florim ist 
Tontechniker, der 17-jährige Valon macht 
gerade eine Elektrikerlehre. Irgendwer von 
ihnen sei immer hier, sagt Valon und raucht 
sich eine Marlboro an. Was sie tun? „Einfach 
da sein und schauen.“ Zeitung lesen würden 

sie jeden Tag, und zwar „die Heute-Zeitung“, 
sagen Valon und Arlind. Sie sei zwar am we-
nigsten glaubwürdig von allen, „aber man 
hat sie so schnell in der Hand.“ Mehr Ver-
trauen hat Arlind in „die Standard-Zeitung“, 
die in der Gruppe allerdings niemand liest: 
„Zu beschä"igt“, meint Florim. „Zu langwei-
lig“, sagt Arlind.

Werner Faymann löst auch bei den Ba-
wag-Kids Kopfschütteln aus. Nur Florim 
kann aushelfen. „Strache ist für die Blau-
en, Haider für die Orangen, der Van Dell für 
die Grünen...dann ist das der Neue von den 

Roten.“ Beifall in der Gruppe. Und für die 
Schwarzen? „Diese Schüssel“, glaubt Florim. 
„Nein, die Ferrero“, meint Arlind. Kleine Hil-
fe, es ist ein Bartträger. Darauf Arlind: „Die 
Kdolsky!“ Na dann... Und was sollte die Po-
litik eigentlich ändern? „Was der Strache ge-
gen die Kop"ücher sagt“, das stört Arlind. 
Und sonst? „Passt alles“, 'ndet Valon, „alles 
außer Strache.“ Auf die Frage nach der le-
serstärksten Zeitung erklärt Manuel: „Das ist 
Österreich. Und dann kommt gleich Heute. 
Hab ich in der Heute gelesen.“

 „Das ist 
ein Wahnsinn, das ist gefährlich, das gehört 
abgescha&“, ärgert sich Xiangyu Wu, wenn 
er den Namen der U-Bahn-Zeitung hört. 

Wir stehen im beschaulichen Innenhof des 
Wiener Schottengymnasiums, gleich muss 
Xiangyu wieder in den Unterricht. Doch 
für ein Gespräch über Medien nimmt er 
sich gerne Zeit. Denn sie hätten ihn ein-
fach „enttäuscht“.

Nicht nur der Boulevard, der „mehr als 
Manipulation, ja fast schon Propaganda“ 
betreibe, auch Qualitätszeitungen: „Man 
weiß ja: Der Standard ist eher rot, die Pres-
se eher schwarz. Klar wird da vorge'ltert.“ 
Dafür hat er Verständnis: „Jede Zeitung 
braucht ihre Zielgruppe, niemand kann 
alle erreichen.“ Um mehrere Zeitungen zu 
lesen fehle ihm aber die Zeit. Was er statt-
dessen liest? „Goethe.“ Xiangyu ist sich be-
wusst, „nicht die Norm“ zu sein, wenn er 
fordert: „Warum lesen die Leute in der U-
Bahn nicht Faust?“ Xiangyus Medienskepsis 
hat Gründe. Bis vor acht Jahren lebte er in 
China: „Meine Mutter ist voll vom Kommu-
nismus manipuliert.“ Das aktuelle Gesche-
hen erfährt er im persönlichen Gespräch – 
„mit Lehrern, mit Kontakten“. Doch auch 

er kann Werner Faymann nicht zuordnen: 
„Das ist der auf dem Plakat“, sagt Xiangyu – 
und nach kurzem Überlegen meint er: „Seh-
en Sie? Die Medien sind eine sehr gute Waf-
fe. Wenn ich Politiker wäre, würde ich sie 
auch nutzen. Aber weil ich keiner bin, fall‘ 
ich nicht drauf rein.“
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K ein Bedarf mehr an der Vernetzung fort-
schrittlicher gesellscha"licher Krä"e? Ei-
gentlich nicht: Die Zeiten werden schlech-

ter. Zumindest für jene unter uns, die vom Verkauf 
ihrer Arbeitskra" leben. Das ist statistisch evident 
und für immer mehr Menschen unmittelbare All-
tagserfahrung. Dennoch ist nicht absehbar, dass 
dagegen der große Aufstand losbrechen würde. Im 
Gegenteil, der „Volkszorn“ entlädt sich in der Stim-
mabgabe für Rechtspopulisten aller Coleur.

Gesellscha"liche Verhältnisse, die also nach einer 
vernetzten Anstrengung linker, radikaldemokra-
tischer Krä"e verlangen würden, stabilisieren sich 
weitgehend ohne erkennbare Opposition: Bürger-
rechte und Bewegungsfreiheit werden im Namen 
der Sicherheit eingeschränkt, soziale Sicherungssys-
teme weiter abgebaut. Zum Ausgleich explodieren 
die Lebenshaltungskosten für BezieherInnen klei-
ner und mittlerer Einkommen. 

Warum aber richten wir uns mehrheitlich aus-
gerechnet in jener gesellscha"lichen Misere häus-
lich ein, die uns das Leben zunehmend schwerer 
erträglich macht?

Wir wissen’s halt nicht besser! Was wiederum seine 
Ursache nicht unbedingt in individuellen Bildungs-
de'ziten hat, sondern vielmehr in der Komplexität 
und Unübersichtlichkeit der gesellscha"lichen Pro-
bleme, mit denen wir uns konfrontiert sehen. Pro-
blemlagen, auf die uns der Alltagsverstand zunächst 
nur eine eingeschränkte Sicht gewährt.

Genau an diesem Punkt setzten aber die Sozi-
alforen an:  Ihnen ging es darum, die disparaten 
Lebens- und politischen Kampferfahrungen mit-
einander in Beziehung zu setzen. Und über diesen 
Prozess des Austausches – und nicht über eine all-

umfassende Großtheorie – Einsicht in globale wie 
lokale gesellscha"liche, soziale, ökonomische, poli-
tische Prozesse zu gewinnen. Im besten Fall 'el da-
bei auch gleich eine Idee für e#ektiven Widerstand 
oder eine spannende Alternative ab.

Die politische Klasse anderer-
seits reagiert auf die Herausforderung der globalen 
gesellscha"lichen Veränderungen mit autoritären 
E*zienz- und Macher-Diskursen. „Die E*zienz 
der Aktion der europäischen Institutionen ist die 
Hauptquelle ihrer Legitimität“, wusste etwa Roma-
no Prodi im Jahr 2000 vor dem Europaparlament 
zu berichten. Und blieb damit in Parlament und 
europäischer Presse weitgehend unwidersprochen. 

„Nicht reden, sondern handeln“, ist schließlich 
mittlerweile bis in fortschrittliche Kreise hinein die 
Prämisse jedweder politischen Aktivität. Wenn aber 
E*zienz und nicht Transparenz und Durchlässig-
keit die politischen AkteurInnen legitimiert, blei-
ben letztlich die Betro#enen aus den politischen 
Entscheidungsprozessen ausgesperrt. Partizipati-
on, noch vor wenigen Jahren ein wesentlicher Re-
ferenzbegri# in den ö#entlichen Debatten über De-
mokratie und gesellscha"liche Entwicklung, heißt 
heute entsprechend gerade noch Mitarbeit bei der 
gesellscha"lichen Mangelverwaltung.

Eine Orientierung zu tradierter Stellvertrete-
rInnenpolitik macht sich breit, die sich auch bei 
vielen NGOs, Gewerkscha"en und Linksparteien 
seit geraumer Zeit etabliert.

Dass dabei die Sozialforen mit ihrem re!ek-
tierten, radikal-partizipativen Ansatz auf der Stre-
cke bleiben würden, war abzusehen. 

Andererseits: Nachhaltige gesellscha"liche Ver-
änderung zum Wohle aller wird in diesem Jahrtau-
send wohl nur über komplexe Prozesse zu haben 
sein, in denen die Betro#enen ihre Interessen in 
einem vernetzten Prozess selbst artikulieren. So ge-
sehen hat die Idee der Sozialforen noch eine erfolg-
reiche Zukun" vor sich.

ZUR PERSON

Günther Hopfgartner

NICHTS MEHR DA

Am Mangel partizipieren
Die Sozialforen galten kürzlich noch als Hoffnung emanzipatorischer Politik. 
Warum sie sich aufgelöst haben, hängt mit der paradoxen Forcierung flacher 
partizipativer Modelle zusammen. Kommentar: Günther Hopfgartner
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37.000 Personen sind nach offizi-
eller Statistik im Jahr 2007 nach 
Österreich zugewandert. Entge-
gen dem verbreiteten Bild vom 
„Tschuschen“ sind Deutsche 
(rund 11.000 Personen) die mit Ab-
stand größte Gruppe von Migrant-
Innen. mw

Welt-News

Aus für
„Nur-Inländer“-
Jobangebote

Aus für 
Deutschkurse vorm 
Einwandern?

Mexiko:
Schubha!
abgescha"

Jede/r dritte Zuwan-
derer/in ist deutsch!

Angst und die Erfahrung von Ausgren-
zung sind Hauptursachen für die Entwick-
lung rechtsextremen Gedankenguts. Das ist 
das zentrale Ergebnis einer Studie der Uni-
versität Leipzig mit dem Titel „Ein Blick in 
die Mitte. Zur Entstehung rechtsextremer 
und demokratischer Einstellungen“. Die 
Wissenscha"erInnen orten zudem eine be-
sorgniserregende Selbstverständlichkeit bei 
der Äußerung ausländerfeindlicher Ressen-

timents sowie eine alarmierende Gering-
schätzung des demokratischen Systems. Ent-
scheidende Faktoren für die Entwicklung des 
Demokratiebewusstseins seien die Aufarbei-
tung von NS-Vergangenheit, Autorität und 
Gewalt in der Erziehung sowie von deren 
Ein!uss auf das Einfühlungsvermögen eines 
Menschen. „Je mehr Raum kindlicher Phan-
tasie eingeräumt und je weniger autoritäre 
Prägung durch Eltern oder Lehrer erfahren 
wurde, umso deutlicher sind die Menschen 
als Erwachsene demokratisch eingestellt“, re-
sümiert Co-Autor Oliver Decker. mw

DEMOKRATIESTUDIE

Wie wird man rechts?
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S ie sind sozusagen Österreichs ‚Lieb-
lingsausländer’ und gelten als Bei-
spiel für erfolgreiche Integration. 

Fühlen Sie sich als integrierter Migrant?
Ich fühle mich wohl in Österreich und 

freue mich, dass die Leute das erkennen. Ich 
bin kein Freund von großen Sprüchen. Ich 
versuche mein Leben zu führen und mich 
voll zu integrieren in die österreichische 
Mentalität, die ich sehr schätze. Ich akzep-
tiere die Menschen, so wie sie sind, egal von 
wo sie kommen, ob sie Österreicher sind 
oder andere – ich respektiere jeden Men-
schen als Mensch, ich schaue wenig auf Na-
tionalität oder Hautfarbe. Ich glaube, dass die 
Leute das an mir schätzen.

Was meinen Sie mit österreichischer 
Mentalität?

Jeder hat seine Gewohnheiten. Jedes Land 
p!egt eigene Gewohnheiten, obwohl ich das 
nicht verallgemeinern will. Ich sage nicht, 
alle Österreicher sind gleich oder alle Kro-
aten sind gleich. Überall gibt es gute und 
schlechte Menschen, ich schaue immer von 
Person zu Person. Ich versuche, mich mit 

den Guten aufzuhalten, meine Kra" für po-
sitive Dinge einzusetzen.

Was denken Sie über Arigona Zogaj und 
ihre Familie? Wie würden Sie damit um-
gehen, wenn eine Jugendliche mit Selbst-
mord droht?

Das ist ein schwieriges $ema, mir fehlt 
hier der Einblick. Ich weiß nicht, was von 
der Medien-Berichterstattung richtig, was 
falsch ist.

Es gab auch eine ähnliche Geschichte wegen 
eines jungen Afrikaners, der beim LASK 
ein Probetraining absolviert hat. Haben 
Sie davon gehört?

Meinen Sie diesen guten Spieler aus Nige-
ria, der vor kurzem im Probetraining war?

Ich spreche von einem jungen Flüchtling, der 
an seinem 18. Geburtstag einen Selbstmord-
versuch mit einem Messer verübt hat. Er kam 
ins Krankenhaus und lebt. Der Junge hat sich 
mit elf Jahren alleine bis nach Österreich 
durchgeschlagen, weil seine Eltern tot sind. 
Beim LASK war er zum Probetraining. 

Davon habe ich nichts gehört. Ein wirklich 
hartes Schicksal, andererseits ist ein Selbst-
mordversuch nicht die richtige Methode, sich 
durchzusetzen. Es gibt auch andere Vereine. 
Sagen Sie ihm von mir, das Leben ist schön, 
auch wenn es manchmal steinig ist. Er soll 
bitte nicht aufgeben, das Leben lohnt sich.

INTERVIEW

Nationalismus 
ist eine Frage 
der Interpretation
Ivica Vastic ist Österreichs beliebtester „Ausländer“. 1991 kam er aus Jugoslawien nach Wien. Was 
der 38-jährige LASK-Star über Mentalität, den Selbstmordversuch eines Jugendlichen,  Serben und 
Kroaten und eine Headline der Kronen-Zeitung denkt, erzählte er Kerstin Kellermann im bislang 
ausführlichsten Vastic-Interview der Welt. Bilder: Paul Sturm
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Wieso kann man nicht auch zwei Länder haben, wo man sich gut fühlt?



Dennis Maklele hat gar nicht wegen des 
LASK einen Selbstmordversuch gemacht, 
sondern wegen seines Asylbescheids. Er 
fühlte sich als Fußballer wie ein Star und 
glaubte, die Österreicher lieben ihn und er 
kann hier bleiben. An seinem 18. Geburts-
tag erhielt er den Abschiebungsbescheid. 
Ich glaube, es war auch dieser Gegensatz, 
beliebt und brav zu sein und dann diese 
Ablehnung zu erfahren.

Schon, aber ich glaube auch in der Frage 
des Asyls gibt es andere Wege und Metho-
den. Ich denke, dass die Gesetze in solchen 
Fällen ein bisschen variabler und !exibler 
sein könnten. In solchen Fällen könnte man 
schon eine Ausnahme machen, denn ich 
glaube nicht, dass alle Fälle gleich sind. So 
dramatische Ereignisse passieren ja nicht so 
o". Es sollte doch möglich sein, sich mehr 
mit den Menschen zu beschä"igen und zu 
diskutieren – um eine vernün"ige Entschei-
dung zu tre#en.

Sie selbst sind 1991 nach Österreich gekom-
men. Sind Sie wegen des Krieges gekommen?

Ich bin wegen des Fußballs gekommen. 

Weil Jugoslawien sich damals schon getrennt 
hatte, zumindest im Fußball, hatte ich keine 
Möglichkeit mehr, zu spielen. Ab 1990 gab 
es keine Liga mehr, keine o*ziellen Spiele, 
keine Meisterscha", wir haben nur trainiert. 
Damals war der Krieg noch nicht ausgebro-
chen, ich litt an der damaligen Ungewissheit. 
Dann ergab sich die Möglichkeit, nach Wien 
zu kommen. Ein Freund meines Vaters arbei-
tete in Wien, bei dem wohnte ich, bis ich mit 
der Vienna einen Verein fand und in Öster-
reich blieb. Meine Familie blieb in Kroatien, 
einzig meine Freundin war mit. Wir haben 
das alles gemeinsam gemacht. 

Stimmt es, dass schon vor dem Krieg 
kriegsähnliche Zustände herrschten, wenn 
die Klubs aus Split und Belgrad gegenein-
ander spielten?

Es war genauso, wie wenn in Österreich 
Rapid gegen die Austria spielt. Die Derbys 
waren immer etwas Besonderes. Jeder will 
der Erste in der Stadt sein. Wenn Hajduk 
Split gegen Partizan Belgrad oder Roter Stern 
Belgrad gegen Dinamo Zagreb spielte, war 
das genau wie ein Derby. Später kann man 

hinein interpretieren, das wäre wie Serbien 
gegen Kroatien gewesen. Letztlich geht es 
immer um das Gleiche, um drei Punkte. Na-
tionalismus ist eine Frage der Interpretation. 
Wie will man, dass diese Spiele interpretiert 
werden. Wenn sich im Bundesheer zwei Ser-
ben geschlagen haben, war das eine normale 
Schlägerei (lacht). Und wenn ein Serbe und 
ein Kroate sich prügeln, ist das plötzlich eine 
Schlägerei auf nationaler Basis?

Für Ivica Osim ist der Krieg wie eine of-
fene Wunde. Waren Sie überrascht, als der 
Krieg an#ng?

Überrascht? Ich war zu jung um mir Ge-
danken zu machen, erst zwanzig Jahre alt. 
Meinen Militärdienst leistete ich ganz nor-
mal mit 18 – mit 18 Jahren ist man noch ein 
Kind. Ich wurde zum Heer geschickt, als ich 
gerade auf dem Weg zum Pro' war. Diese 
Chance hat mir das Militär genommen. Beim 
Militär spielt man nicht Fußball! (lacht) Das 
war’s. In dieser Zeit nahm ich 15 Kilo zu und 
brauchte dann über ein Jahr, um wieder auf 
Normalgewicht zu kommen. So habe ich 
zwei Jahre im besten Fußballalter verloren.

29
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Sie wurden im Schi"sbau ausgebildet, wie 
passt das mit Fußball zusammen?

Überhaupt nicht. In dieser Zeit hatte ich 
nicht viel Auswahl, es ist ja nicht so wie heu-
te, wo es Sportschule, Sportgymnasien oder 
seit vier Jahren die Fussball-Akademie gibt. 
Ich brauchte eine Ausbildung und entschied 
mich für Schi#sbautechnik, die gab es in der 
Nähe in Trogir. Das waren Zeiten, in denen 
man nicht auswählen konnte, sondern das 
bekam, wo es noch Platz gab.

Haben Sie auch schöne Erinnerungen an 
die sozialistische Zeit? 

In der Jugend spürt man das nicht. Erst 
als Erwachsener merke ich, dass wir in der 
Schule beein!usst wurden. Durch den Unter-
richt in Marxismus oder der Geschichte des 
Sozialismus. Man hat trotzdem einen eige-
nen Kopf, sieht das Leben und kann verglei-
chen, ob das zur Realität passt. Ich erkannte 
schon als Jugendlicher, dass die Lehre vom 
Sozialismus eine Illusion ist. Auch wenn 
nicht alles schlecht war. Soziale Fragen und 
das Wir-Gefühl waren immer stark ausge-
prägt. Ob das später missbraucht wurde, ist 
schwer zu sagen. Natürlich waren wir über-
rascht, als der Krieg an'ng. Aber bei uns in 
Kastela oder auch in Split kam nie ein rich-
tiges Kriegsgefühl auf.

Nationalteam-Trainer Karel Brückner be-
tonte unlängst, dass Fußball vor allem dis-
ziplinierte Arbeit ist. Sind  Fußballer Arbei-
ter, vielleicht gar im Sinn des Sozialismus?

Natürlich ist Fußball Arbeit. Das ist schwe-
re, physische Arbeit (lacht). Kra", Ausdau-
er, Schnelligkeit, Technik unter einen Hut 
zu bringen, dazu Koordination, das alles 
muss man sich hart erarbeiten. Fußball ist 
auch eine Kampfsportart, wir haben Kon-
kurrenz durch Gegner, die gewinnen wol-
len. Am Ende kommen nur die Stärksten und 
die Besten weiter (lacht). Insofern hat Karel 
Brückner sicherlich Recht. Gegen Frankreich 
haben die Spieler sehr viel und !eißig gear-
beitet. Man sieht, dass aus den Fehlern der 
Europameisterscha" gelernt wurde. 

Ivica Osim sagte mir im Interview, dass die 
Mannscha! ein Kollektiv sein sollte... 

Muss! Nicht sollte, muss! (lacht) Wir sind 
leider in keiner Einzelsportart, wo du für 
dich eine Entscheidung tri#st, das macht 
Fußball aber auch interessant. Fußball ist 
eine Lebensschule, hier 'ndet man alles, 
was man auch im Leben braucht: Toleranz, 
Akzeptanz, dass alle gleich und nicht gleich 
sind, dass jeder seine eigene Qualität hat. Di-
ese Kollektivität heißt, dass man voneinan-
der abhängig ist, dass jeder seine Qualitäten 

ins Team einbringt, dass man Fehler akzep-
tiert. Gemeinsam sind wir stärker als einzeln. 
Es gibt keinen einzigen Spieler, der allein ein 
Spiel entscheiden kann. Eine momentane Si-
tuation schon, aber nicht das ganze Spiel.

Die Kronen-Zeitung titelte bei der Welt-
meisterscha! 1998 nach Ihrem Tor: „Ivo, 
jetzt bist Du ein echter Österreicher“. Wie 
haben Sie sich da gefühlt?

Es war eine euphorische Aussage in die-
ser Zeit. Wir waren alle froh, dass ich dieses 
Tor in letzter Sekunde geschossen habe, dass 
wir noch die Chance hatten, weiter im Be-
werb zu bleiben. Ich glaube nicht, dass das 
böse gemeint war. Ich fühlte diese Eupho-
rie, die Krone auch, das hat damals gepasst, 
obwohl ich die österreichische Staatbürger-
scha" schon seit 1996 hatte.

Wie sehen Sie die Verbindung von Fußball 
und Nationalismus? Mein Land, meine 
„Fahne“, den ganzen Patriotismus? Sie le-
ben jetzt seit 17 Jahren in Österreich, woll-
ten ursprünglich für Kroatien spielen.

Ich habe mich für Österreich entschieden, 
und es nie bereut. Man lebt hier, man fühlt 
sich wohl hier, man akzeptiert dieses Land 
und seine Gesetze. Man lebt aber auch ganz 
normal in Kroatien, ich fühle mich dort zu 
Hause und genauso fühle ich mich in Öster-
reich zu Hause. Wieso kann man nicht auch 
zwei Länder haben, wo man sich gut fühlt?
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S eit zwei Stunden stehe ich im Stau an 
der ungarischen Grenze. Damit habe 
ich allerdings gerechnet. Es ist die auf-

fälligste Folge des neuen Inseldaseins. Wie 
in den Jahren vor der EU-Integration lockt 
die Salami und der Reiz des Verbotenen. Seit 
auf solche Dinge wie Wurst und Käse wieder 
Zölle eingehoben werden, bringen kleine Ta-
gesaus!üge auch wieder jenen Nervenkitzel, 
den das in Babywindeln versteckte Beutegut 
beschert. Die reaktivierten Zoll-Wachmen-
schen, nach 1995 in diversen Amtsstuben 
untergebracht, spielen !eißig mit. Brav ma-
chen sie ihre Stichproben.

Ein Jahr ist es 
jetzt her, dass Österreich aus der EU ausge-
treten ist. Das Ergebnis der Nationalratswahl 
im Herbst 2008 interpretierte der neue Bun-
deskanzler als klares Votum gegen die wei-
tere Mitgliedscha" in der EU – und sorgte 
damit für einen Eklat beim Europäischen 
Rat. Doch eine Volksabstimmung zum $e-
ma bestätigte eindrucksvoll: 57,3 Prozent 
waren für den Austritt. Und das bei einer 
Beteiligung, die sogar noch über jener der 
Zwentendorf-Abstimmung in den 70er Jah-
ren lag. Zwei Wochen später folgte der groß-
mäulige Au"ritt beim Europäischen Rat, wo 
der neue Kanzler sich mediengerecht als Re-
bell gegen die Brüsseler Technokratie ge-
rierte. Die wollte den Vertrag von Lissabon 
mit einer unverbindlichen Präambel für die 
Iren unterzeichnen. Den AmtskollegInnen 
hatte der Kanzler vor laufender Kamera ge-
sagt, dass „Österreich mit so einem Verein 
nichts mehr zu tun haben will“. Ein populis-
tischer Streich wie aus dem Bilderbuch. Von 

den internationalen Medien zerfetzt, von den 
heimischen gefeiert, schossen seine Popula-
ritätswerte nach oben.

„Die Wirt-
scha" wird einbrechen!“ Das war nicht der 
einzige Warnruf, der über das Land schwapp-
te. Aber der einzige, der von der Regierung 
ernst genommen wurde. Dem „Isolationsge-
jammer“ (O-Ton Bundespressedienst) aus 
dem Kultureck wurde erst gar nicht zuge-
hört. Wirtscha"lich gesehen, das war auch 
den patriotischsten Krä"en klar, konnte 
man sich natürlich nicht von heute auf mor-
gen abschotten. Auf diplomatischer Ebene 
begannen sofort nach der „Austritts-Erklä-
rung“ die Verhandlungen, wie man die EU-
Mitgliedscha" in ein Freihandelsabkommen 
überleiten kann, so dass die wirtscha"lichen 
Vorzüge der Mitgliedscha" erhalten blei-
ben. Dabei geht die EU nach üblicher Taktik 
vor: Sie fordert die Übernahme des gesamten 
Rechtsbestandes der EU im Austausch gegen 
die Gewährung der Vorzüge. Die Verhand-
lungen werden sich noch Jahre hinziehen, 
glauben BeobachterInnen. Im Boulevard 
wird indes Kritik am Beamtenapparat laut: 
an der Mauschelei hinter verschlossenen Tü-
ren, und dem neuen Ausverkauf Österreichs 
an die EU.

Horrorszenarien eines ökonomischen Su-
pergaus haben sich nicht bewahrheitet. Zwar 
jammern die Unternehmen über neue Hür-
den wie Zölle, auslaufende EU-Förderungen 
und die Diskriminierung bei ö#entlichen 
Au"rägen in der EU. Aber wenigstens blie-
ben gröbere Konjunktureinbrüche bislang 
aus. Der Tourismus boomt weiter und die Au-

tozulieferer liefern weiter nach Deutschland. 
Denn alle rechnen damit, dass es in kurzer 
Zeit zu Vereinbarungen kommen wird, mit 
denen Österreich wieder am Binnenmarkt 
teilnehmen kann. Eine Werbekampagne sorgt 
mit „Made in A“-Produkten für einen klei-
nen Boom. Viele der über 30-Jährigen, die 
geistig nie auf Euro umgestellt haben, sind 
erleichtert, wieder den Schilling in Händen 
zu haben, aber entsetzt über die Preiserhö-
hungen, die sich seit dem erinnerten Schil-
ling-Letztstand 1999 eingestellt haben. Und 
auch die beliebte Formel 1 ist wieder in die 
Steiermark nach Spielberg zurückgekehrt. Als 
Brüssel das Tabakverbot verhängt hatte, strich 
Bernie Ecclestone den Grand Prix von Öster-
reich beinhart. Mit der Rückkehr der Boliden 
feiert auch Niki Nazionale ein sensationelles 
Comeback im ORF, das durch einen Sonder-
vertrag ermöglicht wurde. 

Herb ent-
täuscht sind jene Linken und Gewerkscha"s-
!ügel, deren Ho#nung auf eine nationale 
Umverteilungspolitik und ein Entkom-
men aus der neoliberalen EU-Wirtscha"s-
politik sich nicht erfüllt hat. Statt als Spiel-

POPULISMUS

Austritts-Märchen
2009: Österreich hat die EU verlassen. Der neue Kanzler erlebt ein beispielloses 
Popularitätshoch, Salami wird wieder geschmuggelt, in Spielberg rasen die Boliden 
und der Nullzuzug wird endlich umgesetzt. 
Text: Tommi Settergren, Bild: APA

MOMENT#13/Welt

Ohne EU läuft’s noch viel besser: Boom in Österreich.



33

raum wird die nationale Eigenständigkeit 
jetzt dauernd als Stütze für Sachzwang-Ar-
gumente genützt. Das Volksbegehren „Um-
verteilung jetzt! ÖsterREICH neu gestalten“, 
mit dem eine Reihe prominenter Schri"stel-
lerInnen und Gewerkscha"saktivistInnen 
die Austritts-Euphorie für eine Politikwen-
de in Richtung Besteuerung von Unterneh-
men und Vermögen sowie Einführung eines 
Grundeinkommens nützen wollten, konnte 
zwar 117.000 Unterschri"en gewinnen. Aber 
seine Forderungen wurden vom Präsidenten 
der Industriellenvereinigung mit den Worten 
quittiert: „Das wäre der Todesstoß für Öster-
reichs Wirtscha" und ist unter den aktuellen 
harten Bedingungen, wo wir wieder auf ei-
genen Füßen stehen lernen müssen, absolut 
ausgeschlossen“. Selbst minimale soziale For-
derungen werden mit dem Argument abge-
schmettert, dass nunmehr keinerlei „Expe-
rimente“ 'nanzierbar wären. Dass massive 
Erhöhungen der Agrarsubventionen aus dem 
Budget locker gemacht wurden, um den Aus-
fall der EU-Förderungen zu kompensieren, 
bleibt dabei unerwähnt.

In anderen Bereichen ist die Regierung je-
doch sehr reformfreudig: „Ausgeburt einer 

Trittbrettfahrer- und Raubritter-Mentalität“ 
nannte EU-Binnenmarkt-Kommissar Jorge 
Elminkei die jüngsten Initiativen Wiens, die 
unter dem Namen „Standortpaket“ umgesetzt 
wurden. Österreich, das sich durch die Zins-
besteuerungs-Abkommen der EU nicht mehr 
gebunden sieht, senkt weiter die Besteuerung 
von Vermögen ausländischer AnlegerInnen, 
um „den Kapitalmarkt Österreich zu stärken“. 
Man rechnet mit weiterem Zu!uss von Stif-
tungs- und Anlagekapital, sehr zum Ärger 
des Fiskus in den Nachbarstaaten. Die Ein-
führung einer Sonder-Maut für LKWs, die 
Österreich als Transitstrecke nützen, von der 
heimische Speditionen ausgenommen sind, 
sorgt für Begeisterung im Inntal und Zornes-
ausbrüche an den Grenzen.

 
Was die im Wahlkampf 08 in Aussicht ge-
stellten Repressalien für zugewanderte Men-
schen betri&, vergeht keine Woche, in der 
nicht neue Maßnahmen angekündigt wer-
den. Mit Sondergesetzen für MigrantInnen 
wird die Bevölkerung bei Laune gehalten 
und ausgenutzt, dass der Gesetzgeber nicht 
mehr an die Antidiskriminierungsregeln der 
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EU gebunden ist. Die Einrichtung einer ei-
genen „Ausländer-Sozialversicherung“, bei 
der nach zehn Jahren Einzahlung erst Aus-
zahlungen möglich sind, stehen kurz vor 
der Umsetzung. Das erst vor wenigen Jah-
ren durchgesetzte Betriebsratswahlrecht für 
arbeitende Nicht-ÖsterreicherInnen und das 
ohnehin zahnlose Antidiskriminierungsge-
setz wurden wieder abgescha&. 

Rechtsextreme in ganz Europa bezeich-
nen Österreich als Vorbild, weil hier das Kon-
zept der Null-Einwanderung zur Staatsdokt-
rin erklärt wurde und die Staatsgrenzen mit 
Bundesheer-Soldaten besetzt wurden. Dass 
die restriktiven Schengen-Außengrenzen oh-
nehin Österreich umgeben tut der symbo-
lischen Wirkung dieser Maßnahme keinen Ab-
bruch. Die Zahl der legal ins Land gelassenen 
Menschen sinkt weiter. Für hochquali'zierte 
„Schlüsselkrä"e“, um die die Wirtscha" hef-
tig wirbt, ist Österreich mit seinem fremden-
feindlichen Klima völlig unattraktiv geworden. 
Gleichzeitig steigt die vermutete Zahl der Zu-
gewanderten ohne Aufenthaltsgenehmigung. 
Das Heer der Rechtlosen bildet ein Reservoir 
von Billigarbeitskrä"en, das von der Wirt-
scha" gern in Anspruch genommen wird, um 
einen Teil der Anpassungslasten zu kompen-
sieren, die der EU-Austritt gebracht hat. 

Auf Schmuggler sind bislang noch keine 
Soldaten angesetzt worden. Aber wer weiß: 
Zur Sicherheit hab‘ ich ein Österreich-Fähn-
chen von der EM 08 ausgegraben und an 
meine Kühlerhaube gesteckt. Das kommt 
heutzutage immer gut an.
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S o ist das Leben“, schallt es über den 
Wiener Urban-Loritz-Platz. „Der 
Eine kommt nach Paris. Der Andere 

kommt nicht nach Paris“. Kabarettist Josef 
Hader sitzt auf einem schmalen Schemel vor 
der Wiener Hauptbücherei – vor sich eine 
Orgel – und schmettert seine Ballade von 
den Unterschieden über den Platz: „Wie das 
Leben halt so ist“. Rundherum hat sich eine 
spontane Menschentraube gebildet und ver-
sperrt den Menschen, die jetzt um fünf von 
der Arbeit nach Hause kommen, ein wenig 
den Weg. Manche schlängeln sich vorbei, an-
dere bleiben stehen.

Zwischen den ZuseherInnen ist ein selt-
sames Gefährt abgestellt. Ein dreirädriger 
Klein-LKW, die Fahrerkabine gerade mal 
1,5 m hoch. Auf der Lade!ache be'ndet sich 
ein Au)au mit einer Zapf- sowie einer Mu-
sikanlage. Die verbleibende Lade!äche ist 
mit Informationsmaterial bedeckt. Seitlich 
ist ein Schri"zug aufgeklebt: „Bleiberecht 
Roadshow“. Mit diesem Info-Mobil tou-
ren die Aktivisten von SOS Mitmensch seit 
Ende August durch Wien, um mit der Bevöl-

kerung „über die Vorzüge einer fairen und 
menschenwürdigen Bleiberechtsregelung“ 
ins Gespräch zu kommen, wie es in einem 
der Folder heißt. 

Was ein wenig wie eine Parodie auf die 
misslungene Integrationsroadshow des ehe-
maligen Innenministers Günther Platter 
wirkt, verfolgt allerdings ernste Ziele, so die 
InitiatorInnen. Philipp Sonderegger von SOS 
Mitmensch: „Natürlich ist ein Augenzwin-
kern dabei. Es tut uns auch leid, dass wir kein 
ö#entliches Geld verschwenden dürfen. Wir 
kommen mit gerade einmal 2.500 Euro Kos-
ten aus“, spielt er auf Bleiberechtsroadshow 
des Innenministeriums an, die laut parla-
mentarischer Anfrage 500.000 Euro gekos-
tet hat. Und noch einmal 250.000 für Inse-
rate. „Uns geht es darum, auch auf der Straße 
Stimmung für eine Bleiberechtsregelung zu 
machen“, so Sonderegger.

15 'xe Stationen und ein paar zusätzliche, 
spontane stehen auf dem Tourplan. Eini-
ge davon 'nden, so wie hier am Urban-Lo-
ritz-Platz, gegen Abend statt und weisen ei-
nen geselligen Charakter auf. „Wirklich hart 

sind die Nachmittagstermine auf den be-
lebten Einkaufsstraßen“, berichtet Sondereg-
ger. Trotz des polarisierenden $emas müs-
se man sehr viele Flyer an die PassantInnen 
verteilen, bis jemand für ein Gespräch ste-
hen bleibt. Doch dann würden die Gespräche 
überwiegend positiv verlaufen. „Natürlich 
wirst, auch anagitiert, von Leuten, die ein-
fach mal abladen müssen. Aber die meisten, 
die mit dir reden sind doch wirklich an den 
Argumenten interessiert – wenn man ihnen 
auch zuhört.“

Karin ist wegen Josef 
Hader da. „Ich lerne in der Stadtbücherei, 
weil’s dort sehr ruhig ist. Am Nachmittag, 
als ich gekommen bin, hab‘ ich am Plakat ge-
sehen, dass um fünf der Hader spielt. Jetzt 
mach‘ ich eine Pause. Weil, ich liebe Hader.“ 
Dass es sich um eine Aktion für‘s Bleiberecht 
handelt, hat sie mitbekommen – sie steht der 
Sache auch grundsätzlich positiv gegenüber.

KAMPAGNE

Unterwegs fürs Bleiben
Wie SOS Mitmensch versucht, auch auf der Straße Stimmung für ein faires 
Bleiberecht zu machen. Text: Elvier Kühlraum, Bilder: Thomas Just, Philipp Sonderegger
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Keiner traut sich mehr, etwas Vernünftiges zu machen.
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Andere interessieren sich vor allem für das 
Info-Mobil. Immer wieder steuern Klein-
kinder von ihren Eltern verfolgt mit ausge-
streckten Armen auf die weiße Piaggio Ape 
zu. Auch auf Männer scheint der italienische 
Flitzer eine magische Anziehungskra" aus-

zuüben. Zahlreiche Anfragen beziehen 
sich auf technische Details und Fahreigen-
scha"en, das Bleiberecht interessiert etwa 
Herrn Späthe weniger: „Mir ist Politik egal.“ 
Dem Hinweis auf die Situation der Fami-
lie Zogaj und anderen MigrantInnen hält er 
Plattitüden entgegen: „Österreich kann nicht 
alle aufnehmen!“ Arigona Zogaj ist das Reiz-
wort schlechthin. Viele vorbei kommende 
MigrantInnenkids können mit dem Begri# 
des Bleiberechts wenig anfangen. Lenken die 
Bleiberechts-AktivistInnen das Gespräch auf 
die junge Oberösterreicherin, ernten sie Zu-
stimmung. Man kennt die Situation. Der 19 
jährige Milorad etwa ist seit seiner Geburt in 
Österreich – mit 18 hat er um die Staatsbür-
gerscha" angesucht, aber daraus wird jetzt 
nichts. Bei den Demonstrationen gegen die 
Unabhängigkeit des Kosovo im Frühjahr 
wurde Milorad gemeinsam mit 200 ande-
ren Jugendlichen von der Polizei eingekes-
selt, fotogra'ert und aufgeschrieben. Zwei 

Wochen später !atterte eine Vorladung ins 
Haus. Die Polizei beschuldigte ihn des Rauf-
handels. Das Gericht glaubte dem unbeschol-
tenen Serben nicht – er beteuert seine Un-
schuld, ist jetzt vorbestra" und wird wohl 
Serbe bleiben.

Viele PassantInnen ohne Migrationshin-
tergrund sind gegen einen Verbleib Arigo-
na Zogajs. Die ÖVP-Propaganda von den 95 
(sic!) Verfahren und der illegalen Einreise (es 
gibt keine legale Einreise für Asylsuchende) 
hat ihre Wirkung nicht verfehlt und wird 
in zahlreichen Gesprächen wiedergegeben. 
Ein Argument der Bleiberechts-Befürworte-
rInnen 'ndet aber fast ungeteilten Zuspruch: 
Dass über den Anspruch auf ein Bleiberecht 
unabhängige Gerichte in einem fairen Ver-
fahren entscheiden sollen. Die gänzlich will-
kürliche Entscheidungsmacht der Innenmi-
nisterin – die von keinem Gericht der Welt 
kontrolliert werden kann –, diese Befugnis 
will niemand verteidigen. Oder wie es Henry 
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aus Liberia ausdrückt: „Und ihr wollt den 
afrikanischen Staaten die Demokratie bei-
bringen?“

Josef Hader spielt eine Zugabe, ehe er dem 
Kamerateam des ORF noch rasch ein Inter-
view gibt. „Das Problem ist“, und hier macht 
Hader eine Pause, „ dass sich keiner mehr 
traut, etwas Vernün"iges zu machen. Schon 
gar nicht für Zugewanderte, weil man glaubt, 
dann Stimmen an die Rechten zu verlieren. 
Aber das betri& nicht nur dieses $ema. 
Politiker treten meistens nur noch für Din-
ge ein, die die nächsten zwei Monate wirken. 
Dinge, die vernün"ig wären, aber erst in 2 
Jahren oder in 20 Jahren wirken, das traut 
sich keiner mehr sagen.“ 
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ARBEITSMIGRATION

Die wahre Lehre



Als „kriminelle Vereinigung“ woll-
te die Staatsanwaltschaft Wiener 
Neustadt TierschützerInnen be-
kämpfen. Und wurde durch die 
Oberstaatsanwaltschaft in die 
Schranken gewiesen. mw

Mit Mafiaparagrafen
gegen die Zivilgesellschaft

Europäischer Rat
Schwarzer Frauen
gegründet

Bachstein neuer
Generalsekretär
der Caritas Wien

Pro Asyl:
Kampagne 
Stoppt das Sterben

NGO-News

Wird ein Mensch mit dem Flugzeug ab-
geschoben, muss er gesetzlich von zwei Be-
amten bewacht werden. Für den österrei-
chischen Manager Heinz Berger ist das 
nicht e*zient genug: „Dieses Verhältnis kön-
nen wir umdrehen.“ Zusammen mit einem 
Rechtsanwalt und einem Lu"fahrtsexper-
ten hat er kurzerhand die „Asylum Airlines“ 

gegründet, eine Fluggesellscha", die ab-
gelehnte AsylwerberInnen aus ganz Euro-
pa kostengünstig in ihr Herkun"sland ver-
frachten soll. „Man kann die Leute nicht in 
Kä'ge stecken, verkleben oder fesseln“, sagte 
Berger der Frankfurter Rundschau. Stattdes-
sen möchte er Polsterungen und „Bügel wie 
bei Sesselli"en“ installieren, um möglichst 

viele Asylsuchende auf engstem Raum zu 
transportieren. „Das hemmt nicht die Be-
wegungsfreiheit, aber das Randalieren stellt 
man ab“, sagt der Unternehmer, der sein Ge-
schä"smodell nach der „Stückzahl“ der zu 
transportierenden Menschen plant. Mehre-
re Mitgliedsstaaten haben bereits Interesse 
bekundet. mw

GUTE GESCHÄFTE

AsylwerberInnen als Fracht
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Gerade habe ich zwei Familien da, zwei 
Frauen mit je sechs Kindern. Der Mann der 
einen ist hier verha"et und dann in Polen 
interniert worden. Die haben ihn von dort 
gleich nach Tschetschenien gebracht, wo beide 
Familien herkommen. Die anderen sind über 
die Slowakei gekommen, der Mann sitzt jetzt 
dort im Gefängnis. In diesen Ländern gibt es 
keine positiven Asylverfahren. Die Situation 
ist dort noch schlimmer als hier. Aber mit der 
Drittstaatenregelung müssen die Leute in die 
Länder gebracht werden, über die sie einge-
reist sind. Sobald die Leute aber nach Russ-
land kommen, werden sie verha"et und was 
dann passiert, weiß keiner. Das Innenminis-
terin in Österreich sagt nur: „Das sind eben 
die Gesetze, da kann man nichts machen.“ 
Seit vier Monaten sind die Mütter mit ihren 
Kindern jetzt da, das jüngste ist ein Jahr alt 
und das Älteste zehn, die wachsen doch auf 
wie Kraut und Rüben. Vor Traiskirchen ha-
ben sie Angst. Da kommt dann die Fremden-
polizei und sagt: „Ab in die Heimat“. Die in 
Traiskirchen wollen sie nicht zurückhaben. Sie 
müssen sich vorstellen: eine Mutter mit sechs 
Kindern, die gegen ihren Willen von der Po-
lizei weggebracht werden, das gibt sicher ein 
großes Geschrei und führt zu Unruhe im La-
ger. Das können die dort nicht gebrauchen. 
Jetzt habe ich zwei siebenköp'ge Familien 
und keiner will sie unterbringen. 

Ein Inder, gerade 30 Jahre alt und ganz 
gut beieinander, halbwegs integriert, hat Zei-
tungen verkau". Er war ein großer krä"iger 
Mann. Der geht aus seinem Haus. Und vor 
der Tür wird ihm von einem jungen Mann 
eine in die Goschen gehaut. Er !üchtet um 
die Ecke und da stehen noch zwei und stechen 
ihn ab. Er trägt schwere Stichverletzungen im 
Oberschenkel davon, die Hauptschlagader ist 
auch  betro#en. Die sind jedenfalls so schwer, 
dass er gelähmt ist. Jetzt sitzt der im Rollstuhl 
und ist fast komplett blind, schwerstbehindert 
und die Stadt Wien hat ihm nur die Kranken-
versicherung gegeben und keine Versorgung. 
Ja, wovon soll der denn leben? Also, wie ei-
ner auf den Gedanken kommt, dem kein Geld 
zu geben, weiß ich nicht. Ich habe da inter-
veniert und es ist mir lustigerweise gelungen, 
etwas für ihn zu erreichen. Er bekommt jetzt 
die Grundversorgung und wohnt derzeit bei 
einem Landsmann. Was, wenn ich nicht in-
terveniert hätt’? aba

Der Verein Ute Bock hatte Anfang September Konkurs verkündet. Daraufhin wurden viele  Privatspender aktiv, 
sie brachten die Hälfte der Außenstände auf. Den Rest übernahm die Stiftung von Hans Peter Haselsteiner. 
Die Stadt Wien grenzt sich rigoros ab. Text: Andreas Bachmann, Bild: Isabell Bickel

Die Nachricht vom drohenden 
Konkurs hat offenbar Wirkung 
gezeigt. Viele Menschen mit so-
zialem Wissen haben gemein-
sam rund 100.000 Euro gesam-
melt. Damit konnte die Hälfte 
der Außenstände abgedeckt wer-
den. Die andere Hälfte über-
nimmt die Concordia Stiftung 
des Liberalen Hans Peter Hasel-
steiner. Außerdem sagte der Un-
ternehmer zu, monatlich 25.000 
Euro an Frau Bock zu überwei-
sen, den sie für Mieten und 
fallweise Kosten wie Handwer-
ker benötigt. Damit sind auch 
die Wohnungen der 24 afrika-
nischen Flüchtlinge in der mo-
dernen Meidlinger Wohnhaus-
anlage Kabelwerk gesichert. 
Dort hatte die Verwaltung be-
reits eine Räumungsklage ein-
gebracht.  Der Flüchtlingsverein 
mit der Größe eines mittelstän-
dischen Unternehmens scheint 
damit aus den gröbsten Schwie-
rigkeiten. Unterstützung von der 
Stadt Wien ist aber weiterhin 
keine zu erwarten. Im Rathaus 
rührte man beim humanitären 
Hilferuf kein Ohrwaschel. red
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FILM

Let’s make MONEY

Der neue Film von Erwin Wa-
genhofer hat einem Afrikaner 
zu denken gegeben.

Mein Name ist Laity Ndiaye, 
ich komme aus Senegal, seit sie-
ben Jahren lebe ich in Europa, 
ich wollte die Welt außerhalb von 
Afrika entdecken. Ich habe mir 
den Film von Erwin Wagenhofer 
angesehen, „Let’s make money. – 
Lassen Sie ihr Geld arbeiten“. Ha-
ben Sie schon einmal Geld arbei-
ten gesehen? Geld arbeitet nicht. 
Menschen arbeiten und Maschi-
nen, wir arbeiten für Euch.

Ausländische Investoren kom-
men nach Afrika, aber sie zahlen 
die ArbeiterInnen nicht gerecht. 
Dennoch geben ihnen unsere Po-
litikerInnen diese Möglichkeiten. 
Leider haben die AfrikanerInnen 
die Ignoranz der WestlerInnen 
nicht erkannt und sehen es als 
Bene't. Die Leute denken, mehr 
Investitionen wären besser, aber 
die Wahrheit ist, wir müssen un-
sere Länder selber organisieren 
und uns um unsere Kinder sel-
ber kümmern, der Westen tut es 
nicht. Westliche Investoren lö-
sen nicht unsere Probleme der 
Arbeitslosigkeit, der Ausbildung 
und des Hungers, sie bauen nicht 
unsere Wirtscha" auf und unse-
re Straßen. Sie holen sich, was sie 

brauchen. Wagenhofer sagt, es 
ist von langer Hand geplant, ich 
fühle er sagt die Wahrhheit.

Sie haben in Washington be-
schlossen, dass Kapital sich frei 
von einem Land zum anderen 
bewegen darf, sie haben Handels-
barrieren abgescha&, damit sich 
Güter frei bewegen können, des-
halb sollten auch wir Menschen 
ein Recht haben, uns frei zu be-
wegen. Und es ist nicht so, wie 
der Redakteur der NZZ sagt, es 
gibt keinen Club, für den wir ei-
nen Eintrittspreis zahlen müssen, 
wir zahlen seit wir denken kön-
nen. Bei vielen AfrikanerInnen ist 
Europa als Paradies im Kopf ent-
standen. Die jungen Afrikaner-
Innen haben entdeckt, dass Eur-
opa nicht so weit weg ist, wie das 
während der Kolonialzeit immer 
vermittelt wurde. Heute ist man 
in 3-5 Tagen mit dem Boot in Eu-
ropa. Die jungen AfrikanerInnen 
werden kommen, auch wenn die 
Mauern rund um Europa noch so 
hoch gebaut werden.

Es ist Zeit, dass Europa den 
Menschen anderer Länder mit 
Respekt begegnet, und sie nicht 
mit Geld kontrolliert. Und es ist 
Zeit, dass Afrika eine gewisse 
Arroganz entwickelt und nicht 
mehr unter Druck lebt, sondern 
selbst seine Wirtscha" plant 
und seine Länder au)aut und 
sich nicht von der Weltbank di-
rigieren lässt. Wir brauchen eine 
Propaganda, die uns zeigt, dass 
der Westen uns mehr braucht als 
wir ihn.

Schauen Sie sich den Film an, 
ich glaube wir sind nicht die ein-
zigen, die ausverkauft werden, 
oder, was glauben Sie, wem die 
Wiener Linien gehören? 

Laity Ndiaye
Ab 31.10. im Kino

LISTEN

2 X 5 Dinge und sonst?
Menschen von SOS Mitmensch bringen
zwei mal fünf Dinge für Sie in die
richtige Reihenfolge.

5 Dinge, die ich sofort abstellen 
würde, wenn ich Macht und Geld hätte:

1 Kindesmissbrauch und Kindesmisshandlung – 
 der Anfang allen Übels.
2 Kriminalisierung von AsylwerberInnen
3 Obdachlosigkeit
4 Schlechtwetter
5 Männer, die mit mir über Feminismus diskutieren wollen.

5 Bücher, die ich dann halt im nächsten Urlaub lese:

1 Kwame Anthony Appiah, Der Kosmopolit
2 Alice Munro, Himmel und Hölle
3 Jeremy Rifkin, Der europäische Traum
4 Anna Politkovskaya, Tschetschenien
5 Josef Winkler, Roppongi

Und sonst?
Was mich besonders nervt - AsylrichterInnen, die nicht
begreifen, was sie mit ihrer unprofessionellen Befragungstaktik 
beim Flüchtling anrichten.

MUSIK

Affine Records calling!

Vor kurzem auf dem Planeten 
Erde gelandet ist das junge Re-
cordlabel A*ne Records straigh-
tout from Vienna. Schon im 
Herbst stehen die ersten beiden 

Verö#entlichungen auf dem Pro-
gramm - zuerst eine 12“ von So-
loartist Dorian Concept, gefolgt 
von einer exklusiven 6 Track 
EP des 4-Mann starken Band-
kollektivs Jacob´s Salty & Bam-
boozling Ladder. Musikalisch 
bewegt sich das Label undogma-
tisch zwischen Funk, Electroni-
ca, Jazz und Instrumental Hip-
Hop. Headphone Music for the 
Dance!oor! 
www.affinerecords.com
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Gesichtsverlust

Seit September 2007 sitzen 
Mohamed M. und Mona S. im 
Gefängnis. Ihnen wird vorge-
worfen eine nicht näher de'-
nierte kriminelle und terroristi-
sche Organisation „in sonstiger 
Weise“ unterstützt zu haben. Der 
Oberste Gerichtshof hob die Ur-
teile jedoch partiell auf, der Vor-
wurf sei zu wenig konkret, es 
muss neu verhandelt werden. Ge-
nau rechtzeitig erscheint nun ein 
Buch über diesen Fall, indem Ge-
setzgeber, Justiz und Polizeiappa-
rat vorgeworfen wird, leichtfertig 
Grundrechte und rechtsstaatli-
che Prinzipien dem vermeint-
lichen Kampf gegen den Terro-
rismus geopfert zu haben. Die 
AutorInnen legen komplexe ju-
ristische Implikationen einfach 
und anschaulich dar, zeigen wie 
eine unverhohlen politische Pro-
zessführung zu einem Gesichts-
verlust der Justiz führte. Die 
Ausführungen zum islamischen 
Fundamentalismus sind man-
gelha". Nichtsdestotrotz bleibt 

zu ho#en, dass dieses Buch viele 
LeserInnen 'ndet, auch abseits 
akademischer Kreise. Denn die 
Einschränkung der BürgerInnen-
rechte betre#en uns alle. 

Baruch Wolski
„Dies ist kein Gottesstaat!“
Terrorismus und Rechtsstaat am 
Beispiel des Prozesses gegen 
Mohamed M. und Mona S.
Von Eva Pentz, Georg Prack, Thomas 
Schmidinger, Thomas Wittek 
Passagen, Wien 09/2008, € 14.90

MESSE

Medien.Messe.  
Migration 2008

„Brücken schlagen“ will Simon 
Inou, der Organisator der Messe 
migrantischer Medien und Diet-
mar Ecker von Ecker und Part-
ner unterstützt ihn darin, indem 
er „das $ema Integration nicht 
jenen überlässt, die Brücken ab-
reißen wollen“.

Große Worte, mitten in einem 
Wahlkampf, in dem die Bedeutung 
migrantischer WählerInnen von 
allen Seiten erkannt wurde. So be-

suchten die Messe am 11. und 12. 
September, neben Medieninteres-
sierten auch WahlwerberInnen.

Über 30 Medien präsentierten 
sich erstmals auf einer Medien 
Messe am Campus der Uni Wien 
und das ist gut so, denn von vie-
len hatte der/die Mainstream-
MedienkonsumentIn noch nie 
gehört, die bulgarische „Vienna 
Dnes“, viele türkische Zeitungen, 
die chinesiche „Europe Weekly“, 
afrikanische und Communities 
übergreifende Medien.

Hier sprechen MigrantInnen 
für sich selbst, denn zu Main-
stream-Medien haben bis jetzt 
nur wenige JournalistInnen mit 
Migrationshintergrund Zugang 
gefunden. Das soll sich ändern 
und die Messe bot dazu eine 
gute Platform zum Networken 
und Erfahrungsaustausch.
Medien.Messe.Migration 2008
11. + 12. September 2008
Campus Uni Wien

BUCH

Tausend
Maschinen

In „Tausend Maschinen“ ent-
wir" Gerald Raunig den Maschi-
nenbegri# als Gegenentwurf zum 
Staatsapparat. Dazu entwickelt er 
den Begri# der Maschine, wie er 
von Deleuze/Guattari vorgeschla-
gen wird, weiter: die Maschine 
als soziale Zusammensetzung 
und Verkettung. Als Gefüge von 

technischen, körperlichen, intel-
lektuellen und sozialen Kompo-
nenten unterwandert dieser Ma-
schinenbegri# die Oppositionen 
von Mensch und Maschine, Or-
ganismus und Mechanismus.

Über die Untersuchung von 'l-
mischen und performativen Mi-
kropolitiken gelangt Raunig zur 
Maschine als sozialer Bewegung, 
konkret zur Euromayday-Bewe-
gung, die seit 2001 eine transna-
tionale, aktivistische und diskur-
sive Praxis zur Prekarisierung 
von Arbeit und Leben entwickelt.

Tausend Maschinen.
Eine kleine Philosophie der 
Maschine als sozialer Bewegung
Von Gerald Raunig
Turia + Kant 2008,
125 Seiten, 12 Euro
ISBN: 978-3-85132-516-4
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M enschen ohne Bekenntnis haben hö-
here Bildungsabschlüsse als Katholi-
kInnen in Österreich. Kulturalistischer 

Kurzschluss: Um ökonomisch 't für die Zukun" 
zu sein, müssten wir die KatholikInnen zurück-
drängen, um die Bildungsquote zu erhöhen. Die 
letzen Terroranschläge in Österreich wurden von 
einem Katholiken aus der Südsteiermark, Herrn 
Franz Fuchs, verübt und mit der Verteidigung 
des christlichen Abendlandes in den Bekenner-
briefen begründet. Kulturalistischer Kurzschluss: 
Achtung vor der Gefahr christlichen Terrors in 
Österreich. Patriarch ermordet Frau. Kulturalis-
tischer Kurzschluß: Das ist kein Mord, sondern 
ein Kulturdelikt. Macho hält Frau im Keller ge-
fangen. Kulturalistischer Kurzschluß bleibt aus: 
ein verrückter Einzeltäter.

Wir nehmen uns die Kultur wie wir sie brau-
chen. Dahinter steht der Zwang zur Eintopf-Iden-
tität, zu einem „pluralen Monokulturalismus“.  Das 
meint, dass ganze Bevölkerungsgruppen von einer 
einzigen Kultur und einer einzigen Identität ausge-
hen, derer sich alle einzufügen haben. 

Menschen erwerben Rechte aber durch ihr 
Menschsein, nicht durch die Zugehörigkeit zu ei-
ner Religion, Kultur oder Herkun". Wird das um-
gedreht, schnappt die Kulturalismus-Falle zu.  Sie 
de'niert Zugehörigkeit völkisch. Als was du gebo-
ren wurdest, das bist du. Der religiöse Kulturalis-
mus funktioniert so wie der völkische: Als was du 
geboren wurdest, das glaubst du. 

Menschen müssen aber die Freiheit haben, sich 
gegen (religiöse) Herkun" oder traditionsbedingte 
Vorgabe entscheiden zu können. Glaubende, ob 
sie zu Gott, Jahwe oder Allah beten, sind  immer 
auch Frauen und Männer, Arme und Reiche, Pri-
vilegierte und Benachteiligte, Mächtige und Ohn-
mächtige. Das ist wichtig, weil es zeigt, dass wir 
als Menschen mehrere Identitäten mit unserer je 
eigenen Geschichte, unseres Geschlechts, unserer 

Schichtzugehörigkeit, unseres Berufes aufweisen. 
Und Menschen entscheiden können, dass ihre eth-
nische oder kulturelle Zugehörigkeit weniger wich-
tig ist als  ihre politische Überzeugung, oder ihre 
beru!ichen Zusammenhänge, oder ihre Rolle als 
Frau, oder ihre gewählten Freundscha"en.

Kultur ist das neue Opium für das Volk. Es 
drängt sich der Verdacht auf, dass über Kulturen 
gesprochen wird, weil nicht über Menschenrechte 
gesprochen werden soll. Zwangsverheiratung wäre 
dann nämlich $ema genauso wie die Menschen-
rechtssituation in der Schubha", sog. Ehrenmorde 
genauso wie Männergewalt in der Familie, man-
gelnde Bildungschancen genauso wie die fremden-
polizeiliche Trennung von binationalen Ehepaaren.

KULTURALISIERUNG

Neues Opium fürs Volk
Ein kulturalistischer Kurzschluss verbindet Kulturdelikt-KämpferInnen mit religiösen 
Fundamentalisten. Auf der Strecke bleiben die Menschenrechte.
Von Martin Schenk
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Kann man
nichts machen!

Jeden Tag sterben 100.000 
Menschen – ein Viertel davon 
Kinder – an den Folgen des 
Hungers. Mit diesem Satz begin-
nt Autor Klaus Werner sein neu-
es Buch „Uns gehört die Welt - 
Macht und Machenscha!en der 
Multis“. Für viele Erwachsene ist 
das ein o! gehörter Stehsatz, des-
sen Inhalt gar nicht mehr rich-
tig erfasst wird. Eine von vielen 
Strategien, um mit unserer Ohn-
macht gegenüber solch schrei-
endem Unrecht fertig zu werden. 
Die konsequente Weiterführung 
dieses Ansatzes: jemanden, der 
sich mit dem Unrecht nicht ab-

"nden will, als „sozialroman-
tisch“ zu bezeichnen (die Austria 
Presse Agentur in ihrer Rezensi-
on von „Uns gehört die Welt“).

Das zweite Werk des Bestsel-
ler-Autors Werner (Schwarz-
buch Markenfirmen) richtet 
sich zunächst an Jugendliche: In 
einfacher Sprache und knappen 
Kapiteln werden Zusammenhän-
ge der Weltwirtscha! detailreich 
und informativ dargelegt und an 
Alltagserfahrungen von Jugend-
lichen gekoppelt.

Wie entsteht ein Turnschuh? 
Oder: wer muss für die Erzeu-
gung unserer Mobiltelefone 
sterben? Darüber hinaus gibt 
das Buch in einem weiteren Teil 
Anleitung, wie sich Jugendli-
che den Weg in den erwachse-
nen Zynismus des Kann-man-
nichts-machen ersparen. Mit 
dem erfrischend unerschro-
ckenen Zugang eines Clowns 
(Werner‘s zweite Profession) 
schlägt er fünf geradezu lächer-
lich banale Schritte gegen die 
Resignation vor: Lebe deinen 
Traum, informiere dich und an-
dere, zeige Zivilcourage, handle 
gemeinsam und habe Spaß!

Klaus Werner-Lobo
Uns gehört die Welt! Macht und Ma-
chenschaften der Multis 
Verlag Carl Hanser, 
256 Seiten, 14,90 Euro
ISBN: 978-3-746-23100-9

DER WISCH
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E ine Gruppe von Menschen auf der 
Flucht aus dem Iran. Lange sitzen 
sie in einer Grenzstadt in der Tür-

kei fest. Banges Warten auf das Visum, nicht 
alle werden es tatsächlich nach Europa schaf-
fen. „Ein Augenblick Freiheit” ist der erste 
Spiel'lm von Arash T. Riahi, eine Geschich-
te, die stark durch eigene Erfahrungen ge-
färbt ist. Im Alter von neun Jahren !üchtete 
Arash mit seinen Eltern aus dem Iran nach 
Österreich. Sein Vater, ein kritischer Hu-
manist, der als Lehrer stets für seine Ideale 
eingestanden ist, verbrachte davor mehrere 
Jahre im Gefängnis. Als Grund genügte dem 
Regime des Schah von Persien u.a. der Be-
sitz eines Kinderbuchs vom kleinen schwar-
zen Fisch, der gegen den Strom schwimmen 
wollte. Er selbst, erzählt Arash, lernte so 
schon früh die Folgen unmenschlicher Po-
litik kennen. Bis heute prägten diese Er-
fahrungen sein politisches Bewusstsein. 
Das Privileg, mehrere Millionen Euro für 
den ersten Spiel'lm – Arash drehte davor 
bereits zwei Dokumentar'lme – verwenden 
zu können, wollte er ganz bewusst nutzen. 
Um ein Werk zu scha#en, das gesellscha"-
liche Relevanz hat und beim Publikum etwas 
bewegen kann. 

Es war ihm wichtig, zu zeigen, welch un-
glaubliche Anstrengungen Menschen in Kauf 
nehmen, um ein Stück Freiheit zu erlangen. 
Die dreimonatige Flucht nach Europa traten 
seine Eltern vor 27 Jahren ohne Arash’s jün-
gere Geschwister an. Sie blieben damals im 
Iran bei den Großeltern und kamen später 

mit Bekannten nach Österreich. Ihre Flucht 
ist einer jener drei Handlungsstränge, die 
„Ein Augenblick Freiheit“ erzählt.

Arash selbst fand sich nach der Flucht 
als Bub in Wien rasch zurecht. So wie sich 
viele Kinder mit Umstellungen leichter tun 
als Erwachsene. Er lernte Deutsch, kam 
bald ins Gymnasium und begann nach der 
Matura Medizin zu studieren. Seine ersten 
Gehversuche beim Film machte der heute 
36-Jährige als Schüler mit selbst gedrehten 
Kurz'lmen. Die großen Erwartungen bei 

der Teilnahme am Schülerfestival wur-
den anfänglich durch die gnadenlose Kri-
tik der Jury zunichte gemacht. Mit den Jah-
ren vermochten seine Filme aber mehr und 
mehr zu überzeugen, bis er schließlich den 
Wettbewerb gewann. Erste professionelle 
Erfahrungen sammelte er in der ORF-Ju-
gendredaktion. Sein Durchbruch als Re-
gisseur gelang ihm mit „Exile Family Mo-
vie“. Mehrfach ausgezeichnet, gewährt der 
Dokumentar'lm über ein geheimes und 
absurdes Familientre#en in Saudi Arabien 
intime Einblicke auf berührende, witzige 
Weise. Lachen, sagt Arash, sei für ihn ganz 
besonders wichtig, weil damit auch die Ge-
hirne geö#net würden für andere, kritische 
und schwerer vermittelbare Inhalte. Arash 
selbst bezeichnet sich als „Kinosüchtigen“, 
trotz eines Haufens Arbeit in seiner Produk-
tions'rma lässt er keine Woche ohne min-
destens einen Kinobesuch aus. Bei so viel 
Filmbegeisterung verwundert es, dass er bei 
freier Wahl lieber mehr Talent als Musiker ge-
habt hätte. So lauscht er einfach nur, o" wäh-
rend der Arbeit. Arash bezeichnet sich selbst 
als Vielarbeiter. Müde wird er nie. Deshalb 
bastelt er neben seinen Filmen auch so gern 
an der Entwicklung der „Golden Girls“. So 
heißt die Produktions'rma, die er gemein-
sam mit zwei Partnern seit mittlerweile elf 
Jahren führt. Kürzlich nahm er sogar wieder 
sein Studium der Film- und $eaterwissen-
scha" auf. Er könnte es auch gemütlicher 
haben, meint er. Aber die Rolle muss der 
Vielarbeiter wohl anderen überlassen.

FILMEMACHER

Politik mit Witz
Mit neun Jahren flüchtete der kleine Arash T. Riahi mit seinen Eltern aus dem Iran nach Österreich. 
Heute ist er 36 und einer der interessantesten Filmregisseure des Landes. Im Jänner wird sein großer 
Spielfilm „Ein Augenblick, Freiheit“ anlaufen. Text: Ernst  Pohn, Bild: Bernhard Kummer



Ja, ich will 4x jährlich MOMENT lesen 

1

Gazette für Menschenrechte 1/2008Herausgeberin: SOS Mitmensch,Postfach 220, A-1070 Wien,http://www.moment.at

2 €

2 EURO
S

P
E

N

DEFÜRKO
LP

O
R

TA
GE

KÄRNTNER FLÜCHTLINGSSCHMÄH Menschen „präventiv“ abschieben 
DER HANDEL MIT FRAUENVon Afrika zu Österreichs Freiern

WIE GEHT‘S, ARIGONA?Neues aus Platter-Land

PFLEGE AUS OSTEUROPA VORHER ILLEGAL, JETZT 1,20 EURO STUNDENLOHN

PFLEGE AUS OSTEUROPA VORHER ILLEGAL, JETZT 1,20 EURO STUNDENLOHN1

Gazette für Menschenrechte 3/2008

Herausgeberin: SOS Mitmensch,

Postfach 220, A-1070 Wien,
www.moment.at

2 €

DAVO
N

1
E

U

ROFÜRKO
LP

O
R

TA

GE

PARTY AUF PUMP
Wie uns der Süden !nanziert 

GEGEN DIE WAND
Rathaus lässt NGOs anrennen

MELKEN FÜR ÖSTERREICH
Der blau-grüne Milch-Deal 

DER
WIRTSCHAFTSFLÜCHTLING
WANN WIRD FLUCHT VOR ARMUT ANERKANNT?

1

Gazette für Menschenrechte 4/2008

Herausgeberin: SOS Mitmensch,

Postfach 220, A-1070 Wien,

www.moment.at

2 €

DAVO
N

1
E

U
ROFÜRKO

LP
O

R
TA

GE

NACH DER WAHL

Demokratie am Ende? 

IVICA VASTIC

Über Krieg und Frieden

EU-AUSTRITT

Österreichs neue Freiheit

ZWISCHEN POLITIKVERDROSSENHEIT UND PARTIZIPATION

TORTEN IST AUCH KEINE
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Kino-Tickets gewinnen!
Let‘s make MONEY
Unter allen neuen MOMENT-AbonnentInnen werden 5x2 Karten für „Let‘s make MONEY“, 
den neuen Film von Erwin Wagenhofer (We feed the world) verlost.

SOS Mitmensch-Vorstellung: 10. November 2008, 20.30h.  
Votivkino, Währinger Straße 12, 1090 Wien.
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Insel der Men-
schenrechte am 
Donauinselfest

UVS gibt 
Tschetschenen 
gegen Haider recht

Ute Bock Preis 
an Bleiberechts-
Initiativen

Mit dem Tag des Bleiberechts am 10. Ok-
tober ist es gelungen, ganz unterschiedliche 
Organisationen und Initiativen auf  ein ge-
meinsames Anliegen einzuschwören. Viele 
Gruppierungen setzen zu diesem Tag Akti-
onen, um der gesetzlichen Verankerung eines 
Bleiberechts näher zu kommen. Die größeren 
Organisationen – vom Roten Kreuz bis SOS 
Mitmensch – gehen dabei mit pragmatischen 
Forderungen in die Diskussion: Ein rechts-
staatliches Verfahren und eine Einmalrege-
lung für all jene, die länger als fünf Jahre hier 
sind. Ein landesweites „Sesselmeer“ – leere 
Sessel auf ö#entlichen Plätzen symbolisieren: 

hier ist noch Platz! – soll das $ema rechtzei-
tig vor den Koalitionsverhandlungen in Erin-
nerung rufen. Einige Initiativen haben wei-
ter reichende Forderungen. Sie stellen unter 
dem Titel „Bleiberecht für alle“ grundsätzlich 
in Frage, dass für die meisten Menschen kei-
ne Reisefreiheit möglich sein soll. Die Mo-
bilisierungskonferenz Ende August brachte 
alle Gruppierungen dieser unterschiedlichen 
Strömungen zusammen. Zwar kam es nicht 
zum Zerwürfnis, doch wurde deutlich, dass 
noch viel Arbeit nötig ist, um die verschie-
denen Zugänge auch jenseits eines gemein-
samen Aktionstages zu bündeln.

WAS WURDE EIGENTLICH AUS….

dem Tag des Bleiberechts?
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Mit einem Info-Kleintransporter tourt SOS 
Mitmensch bis 17. Oktober durch Wien. An 
ö#entlichen Plätzen soll Stimmung für ein 
faires und menschenwürdiges Bleiberecht 
gemacht werden. Was ein bisschen wie eine 
Parodie auf die misslungene Integrations-
Roadshow von Ex-Innenminister Günther 
Platter wirkt, ist durchaus ernst gemeint. 
Mit dem umgebauten, dreirädrigen Piaggio-

Kleinlaster wurde einerseits in Fußgänger-
zonen Halt gemacht, um mit PassantInnen 
über die Vorzüge eines menschenrechts-
konformen Bleiberechts zu diskutieren. Bei 
abendlichen Veranstaltungen konnten zu-
sätzlich die Vorzüge des Info-Mobils ausge-
spielt werden. An Bord des weißen Flitzers 
sind eine Schank- sowie eine Musikanlage 
eingebaut.  So kam an Orten wie dem Wie-

ner Yppenplatz oder Urban-Loritz-Platz auch 
eine gesellige Komponente hinzu, die dem 
Anliegen bestimmt nicht geschadet hat. Un-
terstützt wird die Tour vom poolbar-Festival, 
das uns das Info-Mobil günstig zur Verfü-
gung stellt, von zahlreichen ehrenamtlichen 
MitarbeiterInnen und KünstlerInnen, die mit 
uns gemeinsam au"raten.

WAS WURDE EIGENTLICH AUS….

der Bleiberecht Roadshow?
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T rotz der politischen Aufgeregtheit, perma-
nenter „Stimmungstests“ und Hochsaison 
für Demagogen im abgelaufenen Sommer 

blieben zwei Sachverhalte weitgehend aus der öf-
fentlichen Diskussion ausgeblendet. Zum einen 
kann die Rede von der Politikverdrossenheit nicht 
darüber hinweg täuschen, dass wir es mit einer ve-
ritablen Krise politischer Repräsentation zu tun 
haben. Insbesondere die VerliererInnen neolibe-
raler Politik, aber auch ökologische Probleme oder 
die Interessen von MigrantInnen sind in der o*-
ziellen Politik nicht präsent. Die Medien brechen 
das kaum auf, denn sie reproduzieren die Fixierung 
auf Parteien, ihre Köpfe und den Staat als einzigen 
Bereich des Politischen. Allenfalls werden Ressenti-
ments der „kleinen Leute“ gefördert, sie selbst aber 
machtlos gelassen.

Zweitens wird kaum thematisiert, dass der Par-
teienzank auf einem breiten Konsens beruht: 
Nämlich von der vermeintlichen Alternativlosig-
keit herrschender Politik. Dass derart um die EU, 
den Teuerungsausgleich und die Migrationspo-
litik gestritten wird sowie rassistische Töne den 
Wahlkampf dominierten, übergeht folgendes: Der 
„Sachzwang Globalisierung“ scheint eine grund-
legend andere Politik am „Standort Österreich“ 
zu verbieten. Wenn aber die politischen und öko-
nomischen Eliten fordern, den „Gürtel enger zu 
schnallen“, dann meinen sie immer die anderen, 
nämlich die Bevölkerungsmehrheit.

 
…gibt es viele. Eine Bedingung dafür ist, die Kri-
se überhaupt realistisch zu diagnostizieren. Ihr 
Kern liegt in der Umverteilung von gesellscha"-
licher Macht und von Reichtum. Die schwächeren 
Bevölkerungsgruppen und ihre Vertretungen kön-
nen kaum noch Kompromisse erreichen. Das par-
lamentarisch-repräsentative System schottet sich 
ab und hintergeht damit tagtäglich seinen eigenen 
Anspruch. Demokratie läu" leer und Politik wird 
zur leeren Hülle eines nicht mehr eingelösten ge-

sellscha"lichen Gestaltungsanspruchs. Das vor-
herrschende Krisengerede müsste in breiten ge-
sellscha"lichen Debatten hinterfragt werden. Zu 
Recht wird mehr Partizipation eingefordert. Aber 
es ist nur ein Aspekt der notwendigen  Demokra-
tisierung. Die Forderung nach mehr Partizipation 
läu" demokratiepolitisch zu eng, wenn gleichzei-
tig die bestehenden politischen Institutionen und 
repräsentativen Verfahren akzeptiert werden, di-
ese lediglich um partizipative Elemente ergänzt 
werden sollen.

O"mals wird partizipative Demokratie als ein 
Mehr an politischer Verhandlung diskutiert, was 
etwa über BürgerInnen-Entscheide oder partizi-
pative ö#entliche Haushalte erreicht werden soll. 
Das ist wichtig. Aber zentrale Momente sozialer 
Herrscha", nämlich die kapitalistische Ökonomie 
und Klassenverhältnisse, aber auch die patriarcha-
len Geschlechterverhältnisse oder ausbeuterische 
Beziehungen zur Natur werden mit den existie-
renden Formen von Parteienkonkurrenz und par-
lamentarischer Demokratie nicht verändert. Mein 
Vorschlag lautet, die vermeintliche Alternativlosig-
keit durch konkrete Forderungen, Kon!ikte und 
Alternativen aufzubrechen. Der Kampf gegen Pri-
vatisierungen und die soziale Umverteilung von 
unten nach oben wäre ein guter Ansatzpunkt, um 
sich über den Zustand von Gesellscha" und De-
mokratie sowie Alternativen zu verständigen. Das 
große $ema der sozialen Gerechtigkeit und wie 
sie verbessert würde, käme auf den Tisch. Auch 
die Macht der EU und ihre neoliberale Ausrich-
tung. Der Glanz vom angeblich immer und überall 
überlegenen Markt ist längst infrage gestellt. Doch 
darauf folgt wenig außer dem Verweis auf den an-
geblich ine*zienten Staat.

KRISENLÖSUNG

Leere Hülle der Politik aufbrechen
Zentrale Momente sozialer Herrschaft wie die kapitalistische Ökonomie werden durch die 
parlamentarische Demokratie nicht verändert. Der Politologe Ulrich Brand fordert deshalb 
Partizipation, die BürgerInnen-Entscheide übersteigt.
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